
Am 9.1. verkündete ÖVP-
Finanzministerin Fek-
ter, dass die Wirtschaft 
wieder „auf festem Bo-
den“ stehe und „die Tal-
sohle überschritten“ sei. 
Das ist Schönfärberei und 
Zweckoptimismus. Denn 
2013 wird die Arbeitslo-
sigkeit weiter steigen. Die 
Reallöhne werden ange-
sichts von Nulllohnrunde 
und niedrigen Abschlüs-
sen sinken, die Armut 
weiter zunehmen. Bei der 
Heeres-Volksbefragung 
zeigte sich: Die Aufrüs-
tung (getarnt als „Refor-
men“), um das Heer ge-
gen künftige Proteste im 
Land einsetzen zu können, 
kommt so oder so. Und die 

Mehrheit für die Wehr-
pflicht war v.a. eine Mehr-
heit für den Zivildienst. 
Das spiegelt die Angst vor 
einem weiteren Abbau im 
Sozial-, Gesundheits- und 
Pflegewesen wider. Denn: 
Jede „Reform“, die von der 
Regierung durchgeführt 

wird, ist eine Verschlech-
terung für uns.

Und solche Verschlech-
terungen fordern die Ka-
pitalistInnen. Umsetzen 
soll und will das die Regie-
rung. ÖVP-Wirtschafts-
minister Mitterlehner be-
zeichnete Mitte Jänner 
den Schutz für Arbeitneh-
merInnen als "überzogen". 
Weitere Angriffe auf Ar-
beitszeiten, Urlaubs- und 
Pausenregelungen sind 
geplant. Und das Geld, das 
wir durch Steuern zahlen, 
verspekulieren die Politi-
kerInnen, stecken es sel-
ber ein oder schieben es 
ihren FreundInnen in der 
Wirtschaft zu. 

Es reicht! Es ist nicht ak-
zeptabel, dass eine Milli-
on Menschen hierzulande 
weniger als 700.- pro Mo-
nat zur Verfügung hat und 
gleichzeitig die reichsten 
zehn Familien über 68,6 
Milliarden Euro verfügen. 
Wir wollen nicht mehr Ar-

mut und Sozialabbau, son-
dern höhere Löhne und 
Geld für Gesundheit, Bil-
dung, öffentlichen Verkehr, 
Wohnen und Umwelt. Der 
Wunsch nach einer Verän-
derung ist groß. Eine poli-
tische Alternative ist not-
wendig. Wir brauchen ei-

ne neue sozialistische Par-
tei, die kompromisslos die 
Interessen der Arbeitneh-
merInnen, Jugendlichen 
und sozial Schwachen ver-
tritt und kämpferisch ver-
teidigt! Wir wollen nicht 
länger auf dem Unterdeck 
des Schiffes Kapitalismus 
sitzen und im Akkord ru-
dern. Dieses System funk-
tioniert nicht – Schluss mit 
der Profitwirtschaft!	  
		  Sonja Grusch

Die SLP fordert:
FF Ordentliche 
Reallohn- und 

-gehaltserhöhungen!
FF Öffentliches Inves-
titionsprogramm in 
Bildung, Gesundheit, 
Wohnen, Verkehr 
und Umwelt!
FF Österreichweiter 
Aktions- und gewerk-
schaftlicher Kampftag 
für höhere Löhne und 
gegen Sozialabbau!

Sozialistische LinksPartei (Österreichische Sektion des CWI):   T 01.524 63 10   M slp@slp.at   W www.slp.at

Die Unfähigkeit der „Elite“ ist offensichtlich. 
Die kapitalistische Wirtschaft dient nur Wenigen. 

Menschen werden behindert
Flüchtlinge� treten seit einigen Monaten selbst 
für ihre Interessen ein. Sie fordern eine men-
schenwürdige Behandlung, das Recht zu blei-
ben sowie zu arbeiten. Den Gewerkschaften 
kommt dabei eine zentrale Bedeutung zu. Die 
SLP ist Teil der Bewegung und mobilisiert auch 
für die Demonstration am 16. Februar in Wien.	
Seite 2

Schweden: Neoliberales Modell!
Tunesien: Der 2. Jahrestag seit dem Sturz von Ben 
Ali nähert sich. Aber die Masse der Bevölkerung 
hat wenig Grund zu feiern. Die Probleme, die 
den revolutionären Aufstand von 2011 ausgelöst 
haben, bestehen weiterhin. Ennahdha hat den 
Vertrauensvorschuss verspielt, lokale General-
streiks erschüttern das Land – und es gibt ein 
neues Bündnis der Linken.	 Seite 12

Schwerpunkt
Rechtsextremismus Waf-
fenfunde, Verbindungen 
zwischen Burschenschaf-
ten und FPÖ. Der Rechts-
extremismus in Öster-
reich ist gefährlich und 
hat eine lange Tradition. 
	                           Seiten 7-10
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Schluss mit Angriffen auf  
Löhne & Soziales!

Anfang Jänner fand die Po-lizei in Robert Hauers Haus „ein riesiges Waffenarse-nal: Maschinengewehre, Pumpguns, Handgranaten, Tausende Schuss Muniti-on.“ („Österreich“, 8.1.2013) – Er soll jahrelang illegal mit Waffen gehandelt ha-ben und in seiner Jugend beim neonazistischen BFJ aktiv gewesen sein. 12 Jahre saß er für die FPÖ im Lin-zer Gemeinderat, als Um-welt- und Heeresexperte. 

Vor dem Hintergrund der Mordserie des deutschen „Nationalsozialistischen Untergrunds“ wird uns an-gesichts solcher Waffen-funde flau im Magen. Es gibt sie, die neonazistische Szene. Sie hat Verbindun-gen zur FPÖ. Und sie rüstet auf. Ende Jänner wurde in Oberösterreich eine Neo-nazizelle ausgehoben, die bis zu 200 Mitglieder haben soll. Sie waren bewaffnet, terrorisierten Antifaschis-tInnen, MigrantInnen. Sie 

waren Teil des Rotlichtmi-lieu und kriminiell (Brand-anschläge, Drogen- und Waffenhandel, Raub, Kör-perverletzung, Erpressung und Betrug).

Daran ändert auch wenig, dass der Kopf der österrei-chischen Neonazi-Szene, Gottfried Küssel (der üb-rigens auch schon für die FPÖ kandidierte), im Jän-ner vorläufig zu 9 Jahren Haft verurteilt wurde. Die 

Szene ist gut vernetzt und kann sich auch ohne aktive Beteiligung von Küssel und seinen Mitangeklagten, den Nazis Christian Ander-le und Felix Budin, weiter ausbreiten. Noch weniger ist das Küssel-Urteil wert, wenn man im Zusammen-hang sieht, dass der WKR-Ball trotz massiver Protes-te nun unter einem ande-ren Namen durchgeführt werden kann. Die öster-reichische Justiz sieht kein Problem damit, die brutale 

polizeiliche Räumung des Protestcamps der Flücht-linge in Wien zu tolerieren und gleichzeitig zuzulas-sen, dass sich die Elite des europäischen Rechtsext-remismus jeden Winter in der Hofburg ein Stelldich-ein gibt.

Die Burschenschaften, die zentral hinter dem WKR- (nun „Akademiker“-) Ball stehen, haben eine Schar-nierfunktion zwischen 

dem militanten Neona-zismus und der FPÖ. Per-sonelle Überschneidun-gen in Burschenschaften wie Olympia, Teutonia und Vandalia gibt es in beide Richtungen zuhauf.
Die erstarkende ext-reme Rechte ist vor al-lem eine politische Ge-fahr für ArbeitnehmerIn-nen, Arbeitslose und Ge-werkschafterInnen. FPÖ & Co sind alles andere als „sozial“. In ihrem Wirt-schaftsprogramm fordert 

die FPÖ Privatisierun-gen und Lohnsenkungen. Budgetsprecher Gradau-er (bei der deutschnatio-nalen Burschenschaft Ba-juvaria) will jedes Jahr 10 Milliarden einsparen. FPK-Chef Dörfler forder-te auch schon die Auflö-sung der Gewerkschaften. Diese pro-kapitalistische Politik verstecken sie hin-ter scheinsozialer Rheto-rik, verbunden mit rassis-tischer Hetze.

Genau das ermöglicht es ihnen auch, Pseudo-“Bürgerinitiativen“ auf-zusetzen bzw. zu instru-mentalisieren. Die immer noch aktive BI Damm-straße hat 2008 mit Schützenhilfe der FPÖ zum ersten Mal seit Lan-gem einen rassistischen Mob gegen den Ausbau eines islamischen Glau-benszentrums auf die Straße gebracht. Solche Phänomene kann es in Zukunft öfter geben.

Wozu das führen kann, se-hen wir in den gewalttä-tigen Übergriffen auf Ge-werkschafterInnen, linke AktivistInnen und Migran-tInnen durch faschistische Organisationen wie die „Goldene Morgenröte“ in Griechenland oder „Job-bik“ in Ungarn. Solche Or-ganisationen werden von UnternehmerInnen auch gerne als Streikbreche-rInnen eingesetzt. Umso wichtiger ist es, den Kampf 

gegen Rechtsextremismus nicht isoliert vom Kampf gegen die Krisenpolitik der Herrschenden zu be-trachten. Der Kampf gegen Rassismus muss mit dem Kampf gegen den Kapita-lismus einhergehen. Die-ser Schwerpunkt im „vor-wärts“ betrachtet die Ge-schichte und den Aufstieg der extremen Rechten in Österreich und stellt Strategien für den Kampf gegen sie vor.
Sebastian Kugler

Rechtsextremismus ist eine Gefahr für MigrantInnen, GewerkschafterInnen und ArbeitnehmerInnen.
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Vom Waffenkeller 
 bis zur Hofburg
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von Sonja Grusch� In Indien 
werden Frauen in öffentlichen 
Bussen von Gruppen von Män-
nern vergewaltigt. Die Wiener 
U-Bahn ist ein gefährlicher Ort 
für Frauen. Auch aus anderen 
Ländern schockieren Berichte 
über Vergewaltigungen. 

Die Reaktionen sind heftig und helfen den Opfern 
wenig. Lassen wir einmal die Wahnsinnigen beisei-
te, die behaupten, Frauen wären „selbst schuld“. Be-
denklich ist der Mythos vom sicheren Heim. Bekannt 
werden meist nur die – vergleichsweise seltenen – 
Fälle, in denen Frauen in dunklen Ecken oder öffent-
lichen Verkehrsmitteln angegriffen werden. Tatsäch-
lich aber ist der Täter meist kein Unbekannter, gerade 

bei Kindern häufig ein Verwandter. Vergewaltigung 
in der Ehe ist in 127 Ländern straffrei. Aber man hält 
am Idyll der bürgerlichen Kleinfamilie fest. Die FPÖ, 
bekannt u.a. dafür, dass sie ein Problem mit Einrich-
tungen für Opfer von (sexueller) Gewalt hat, miss-
braucht die Opfer für ihre rassistische Hetze und tut 
so, als ob Migranten die „bösen Perversen“ wären.
Die Verbrechen sind unaussprechlich grausam. Doch 
werden sie zum Vorstoß Richtung Law&Order miss-
braucht, was die Zahl der Vergewaltigungen nicht re-
duzieren wird. 
Völlig ignoriert werden die URSACHEN für Verge-
waltigung: eine Gesellschaft, in der Frauen in Ab-
hängigkeit gehalten werden und wo konservative Se-
xual- und Rollenbilder dominieren. Wo das Geld für 
Schutz- und Sicherheitsmaßnahmen durch Frau-
en selbst fehlt. Wo die Ausbeutung von Frauen sich 
durch Kürzungen bei Löhnen und Sozialausgaben er-
höht und die Möglichkeit für ein sicheres und selbst-
bestimmtes Leben reduziert wird. 
Vergewaltigungen sind zu furchtbar, um sie den den 
Bigotten, den Todesstrafen-BefürworterInnen, den 
Sozialabbauern und den RassistInnen für ihre miese 
Propaganda zu überlassen!

In Österreich gibt es ei-
ne Tradition von Asylpro-
testen. Teilweise mit Er-
folg ist auch die SLP schon 
seit Jahren aktiv dabei, für 
Bleiberecht und demokra-
tische Rechte zu kämp-
fen. Ende 2012 aber began-
nen erstmals auch Grup-
pen von Betroffenen, selb-
storganisiert Proteste zu 
gestalten. Zunächst kam-
pierte eine Gruppe somali-
scher Flüchtlinge vor dem 
Parlament. Wohl auch da-
durch inspiriert, sprang 
der Protest auf die Bewoh-

nerInnen des Flüchtlings-
lagers in Traiskirchen über. 
Auf dem Marsch von Trais-
kirchen nach Wien wur-
de die enorme Kraft der 
Flüchtlinge klar, die 40 km 
lang laut demonstrierten 
und nicht müde zu werden 
schienen. Es folgten Camp 
und Hungerstreiks. Lan-
des- und Bundesregierung 
reagierten mit Repression 
und dem Versuch, die Be-
wegung zu zerschlagen, in-
dem die Aktivsten über das 
ganze Land verteilt wur-
den..

Eine neue Qualität:  
Flüchtlinge wehren sich selbst

Für das Recht auf Arbeit - Der 
ÖGB und die AsylwerberInnen

Vergewaltigung: Wie ein
Thema missbraucht wird!
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Nirgends wird es so klar wie 
bei der Forderung auf das 
Recht auf Arbeit: Der ÖGB 
trägt die Verantwortung 
für den Kampf der Flücht-
linge. Zehntausende in Ös-
terreich werden durch den 
Staat gezwungen, ille-
gal Geld zu verdienen. Aus 
Sicht der Herrschenden ist 
das kein Missstand, erhält 
doch die Wirtschaft so bil-
ligste Arbeitskräfte. Der-
zeit hängen Branchen wie 
wie Bau oder private Pfle-
ge stark an Schwarzar-
beit. Flüchtlinge werden 

zum Lohndrücken einge-
setzt; dabei verlieren sie 
selbst und österreichische 
ArbeitnehmerInnen.Die 
Gewerkschaften sind auf-
gefordert, in der Mitglied-
schaft über die Problema-
tik Asyl, Rassismus und 
Schwarzarbeit aufzuklä-
ren und zu kampagnisie-
ren. Die AsylwerberInnen 
müssen offensiv als Mit-
glieder gewonnen und ver-
treten werden, um dadurch 
zu verhindern, dass sie als 
LohndrückerInnen einge-
setzt werden.

Seit 25.11. gibt es die Be-
wegung der Flüchtlin-
ge für Bleiberecht, Recht 
auf Arbeit und demokra-
tische Rechte. Ein längst 

überfälliger Protest ange-
sichts der Lebenssituati-
on von AsylwerberInnen. 
Vom ersten Tag an erwar-
tet sie ein Marathon, voll 
von Herabwürdigung und 
Repression durch die Be-
hörden. Menschen, die 
vor Krieg, Verfolgung und 
Elend geflohen sind, wer-
den wie VerbrecherInnen 
behandelt und sind der 
Willkür von Sicherheits- 
und Aufsichtspersonal 
ausgesetzt. Die Überbe-
legung von Lagern wie 

Traiskirchen verschärft 
diese Not weiter.

Acht von neun Bundes-
ländern erfüllen ihre Quo-
te nicht, weigern sich al-

so, Flüchtlinge aufzuneh-
men. Hier wird die Bevöl-
kerung vorgeschoben und 
behauptet, diese wolle kei-
ne Flüchtlinge. Tatsäch-
lich entsteht die Angst vor 
AsylwerberInnen und die 
Ablehnung von Quartie-
ren für sie dort, wo diese 
geschürt wird und schon 
vorher soziale Probleme 
existieren. Der Wunsch 
von Flüchtlingen, sich frei 
bewegen zu können, arbei-
ten zu dürfen und eine si-
chere Zukunft zu haben, ist 

zu respektieren. Die Angst 
der Bevölkerung vor ver-
schärfter Arbeitslosigkeit 
und sozialen Problemen 
ist verständlich – nur sind 

nicht AsylwerberInnen für 
diese Probleme verant-
wortlich.In ganz Öster-
reich sind Betreuungsein-
richtungen für Flüchtlinge 
notwendig, die ein men-
schenwürdiges Dasein und 
die Teilnahme am Leben in 
der Region ermöglichen. 
Die Angst vor Flüchtlingen 
kann am besten bekämpft 
werden, indem in Ländern 
und Gemeinden mehr Geld 
für Jobs und Soziales er-
kämpft wird.		
		  Tilman M. Ruster

Traiskirchen: Gewollter Notstand

Flüchtlinge in Lager zu sperren schafft 
nur Rassismus und keine Sicherheit.
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Nach den Korruptions- und 
Spekulationsskandalen in 
Kärnten und Salzburg gibt 
es vorgezogene Wahlen. 
Auch in Niederösterreich, 

wo bis zu €  1,5 Milliarden 
riskiert wurden, wird im 
März gewählt. Alle Partei-
en der drei Landesregie-
rungen (SPÖ, ÖVP, FPK) 
haben gezeigt, dass sie mit 
Steuergeld spekulieren und 
die Verluste mit Kürzungen 
im Öffentlichen Dienst, bei 
Bildung, Gesundheit und 
Sozialem wett machen.

Doch in Kärnten hat sich mit 
der „Allianz Soziales Kärn-
ten“ eine Alternative gebil-
det. Das neue Wahlbünd-

nis thematisiert als einzi-
ge die katastrophale sozi-
ale Situation, mit linken 
Antworten. Sie sind für die 
Rückverstaatlichung der 

(teil-)privatisierten Lan-
desgesellschaften (Im-
mobilien, Strom, Landes-
krankenhäuser). Gefor-
dert wird eine ordentliche 
Mindestsicherung. Denn 
das „Kärntner Modell“, für 
das Haider und Nachfol-
ger massiv verantwortlich 
sind, basiert auf Almosen 
des Landesfürsten für Be-
dürftige, wie Heizkosten-
zuschuss, aber auch Natu-
ralien (Brennholz)! Diese 
zynische Demütigung von 
Armen ist der „Trost“ für 

die um 20 % gekürzte Min-
destsicherung. Die Allianz 
greift die zu teure Pflege, 
Jugendarbeitslosigkeit und 
den mangelhaften sozialen 

Wohnbau auf.

Das war in Kärnten bitter nö-
tig. Die grünen „Anti-Kor-
ruptionskämpfer“ stimm-
ten bei der Erhöhung der 
Parteifinanzierung (bis 
50 %) mit. Holub (Chef der 
Kärntner Grünen) mein-
te in den Anfängen des Hy-
po-Debakels, man müs-
se für die „Budgetkonso-
lidierung“ bei den Löhnen 
der öffentlich Beschäftig-
ten sparen. Das Wahlpro-
gramm der FPK kann iro-

nischer nicht sein. Sie wol-
len den „Zukunftsfond“, 
das Geld vom Hypo-Ver-
kauf, auflösen und als Zu-
ckerl verteilen!

Wenn die „Allianz Soziales 
Kärnten“ auch aktiv Pro-
teste aufgreift und initiiert, 
kann das ein bahnbrechen-
des Signal für andere Bun-
desländer sein. In Salzburg 
wurde die Notwendigkeit 
einer Alternative zu Spe-
kulation und Sozialabbau 
konkret. Für die National-
ratswahlen hat die SLP In-
itiativen gesetzt, damit es 
eine linke Alternative zu 
dem etablierten Einheits-
brei geben wird.

	 Jan Millonig

Der „Human Way“ 
der CPÖMP?

Am 3.3. finden die Land-
tagswahlen in NÖ statt. 
Am 9.1. erklärte das 
BZÖ, dass es nicht kan-
didieren werde. Trotz-
dem bleibt der rechts-
extreme Rand bei der 
Wahl „bunt“: Vermut-
lich werden es gleich 
zwei rechte Initiative 
schaffen, in zumindest 
einigen Wahlkreisen 
zu kandidieren. Rudolf 
Gehrings „Christli-
che Partei Österreich“ 
hat sich mit der „Mitte 
(Kleinst-)Partei Öster-
reich“ zur „CPÖMP“ 
verbündet. 

Zumindest zweite-
re Partei ist unbekannt. 
Hinter dem schwer 
greifbaren Gerede von 
„kapitalistischem So-
zialismus“ und „sozi-
alistischem Kapitalis-
mus“ steckt die übli-
che liberale Ideologie. 
Warum der rechtsradi-
kale Gehring sich mit 
der Partei verbündet ist 
nicht klar. Vielleicht ist 
es der Versuch, harmlo-
ser zu wirken. Gehring 
war im letzten Bundes-
präsidentschaftswahl-
kampf durch rassisti-
sche, frauenfeindliche, 
homophobe und teils 
einfach nur wirre Äu-
ßerungen aufgefallen.

Die „Mutbürgerpar-
tei“ klingt sogar noch 
harmloser. Auf den ers-
ten Blick handelt es 
sich um ein Bündnis 
von Gruppen, die einen 
neuen Politikstil vertre-
ten. Dahinter verbirgt 
sich auch Franz Hör-
manns Gruppe „Human 
Way“. Die Presse nannte 
ihn „Professor Extrem“, 
nachdem er im Febru-
ar 2012 den Holocaust 
in Frage stellte und von 
der WU suspendiert 
wurde. Ein eingeleite-
tes Strafverfahren wur-
de zwar eingestellt, sei-
ne Äußerungen nahm 
er aber nie zurück. Die 
anderen versuchen teil-
weise, der Wirtschafts-
krise mit Nationalismus 
entgegenzutreten. Was 
sich noch an Rechten in 
diesen Listen tummelt 
wird sicher interessant.

Der rechte Rand

Aktuell sind weltweit 
44  Millionen Menschen 
auf der Flucht. Die Zahl 
stieg allein im Jahr von 
2010 auf 2011 um 20  %. 
Dennoch werden in Ös-
terreich wenige Men-
schen aufgenommen. 
2006 gab es 39.743 offene 
Verfahren, im November 
2012 nur 21.951. Lag die 
Anerkennungsquote 1987 
noch bei 31,4 %, so ist sie 
jetzt auf 22  % gesunken; 
der Anteil negativer Be-
scheide liegt aktuell bei 
66 %

Der Arbeitsmarktzugang 
von AsylwerberInnen ist 
auf Saison- und Erntear-
beit beschränkt. Nach 
drei Monaten darf ein An-
trag gestellt werden. 2012 
stellte das AMS für 760 
AsylwerberInnen (2,6  %) 
Beschäftigungsbewil l i-
gungen aus. Arbeitende 
AsylwerberInnen riskie-
ren, aus der Grundversor-
gung herauszufallen und 
nach Ende des Arbeits-
verhältnisses ohne finan-
zielle Unterstützung da-
zustehen.

Asylsuchende erhalten der-
zeit €  19,- täglich. Aller-
dings erhält diesen Be-
trag die Einrichtung, in der 
ein Flüchtling unterge-
bracht ist (für Miete, Per-
sonal usw.). Wird in der 
Einrichtung gekocht, wird 
der Betrag ganz einbehal-
ten. Wenn nicht, werden 
fünf Euro ausbezahlt, von 
denen alles beglichen wer-
den muss, was Menschen 
brauchen. Die Barleistun-
gen wurden das letzte Mal 
vor mehr als 12 Jahren er-
höht.

Zum Vergleich: Asylsu-
chende machen 0,25  % 
(21.951 offene Verfahren) 
der Gesamtbevölkerung 
aus. 0,85% der Bevölke-
rung, das sind 72.100 Men-
schen, sind MillionärInnen. 
Pro Jahr legt das Vermögen 
der MilliardärInnen in Ös-
terreich um 10  %, das der 
MillionärInnen um 8 % zu. 
Sie besitzen 223  Mrd. Euro 
oder ein Drittel (33  %) des 
Finanzvermögens im Land.
Quellen: BMI, Asylkoordination Wien, AG 

Selbstorganisierung von Flüchtlingen, Val-

luga-Studie

Flüchtlinge in Österreich

Keine der etablierten Parteien stellt sich klar gegen 
Sozialabbau! Alle sind in der Sparlogik verhaftet!

Neue linke Alternative in Kärnten!
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Sozialisierung (Überfüh-
rung von Unternehmen 
in gesellschaftliches Ei-
gentum) war nach dem 
1. Weltkrieg ein do-
minantes Schlagwort 
im politischen Alltag. 
Drei Konzepte (wirt-
schaftlicher) System-
veränderung standen 
einander gegenüber: 1) 
langsame, schmerzlo-
se Transformation (So-
zialdemokratie), 2) die 
dezentrale Kontrolle/ 
Übernahme der Betrie-
be (SyndikalistInnen) 
und 3) radikaler Bruch 
durch die Kombinati-
on von Streikbewegung 
und zentral geführtem 
politischen Aufstand 
(KommunistInnen). Im 
Jänner 1919 führte der 
Unmut über mangeln-
de Ergebnisse beim zu-
nächst eingeschlagenen 
Weg 1 zur radikalen So-

zialisierungsbewegung 
im deutschen Ruhr-
gebiet. Anfangs ver-
langten die Belegschaf-
ten nur Kontrollrech-
te. Rasch entwickelten 
sich die Forderungen 
aus den Betrieben in 
Richtung schneller und 
vollständiger Soziali-
sierung. Bereits im Fe-
bruar wurde von den 
Linkskräften (USPD, 
KPD) ein Generalstreik 
beschlossen. In mehre-
ren Wellen streikten im 
April 1919 über 300.000 
Menschen (3/4 der Be-
legschaft). Wie zentral 
– entgegen den syndi-
kalistischen Konzep-
ten (Weg  2) – die Frage 
der politischen Macht 
tatsächlich war, zeig-
ten nicht nur die hef-
tigen Zusammenstöße 
mit der extremen Rech-
ten. Unterstützt von 
Severing (SPD) wur-
de der Belagerungszu-
stand über das lebens-
wichtige Kohlegebiet 
verhängt. Die Nieder-
ringung der Bewegung 
zog sich noch bis in den 
Mai hin. Zahlreiche Ar-
beiterInnen schlossen 
sich in Folge linkeren, 
nicht-sozialdemokrati-
schen Strömungen an.

Frisch gekämpft, 
ist halb gewonnen!

Wahlerfolg mit kämpferischem Programm
Anfang Dezember 2012 fan-
den bei „Jugend am Werk“ 
in der Berufsausbildung Be-
triebsratswahlen statt. Mit 
der Liste „aktiv sein“ traten 
sieben KollegInnen erst-
mals zur Wahl an und be-
kamen 38  % der Stimmen 
(zwei Mandate im sechs-
köpfigen Betriebsrat). Im 
Wahlprogramm lagen die 
Schwerpunkte auf Trans-
parenz, Mitbestimmung, 
Solidarität und Kampfbe-
reitschaft. Vor allem unser 
kämpferischer Zugang kam 
bei den KollegInnen gut an. 

Wohl auch deshalb, weil 
gerade die KV-Verhand-
lungen im BAGS anstehen 
und die Forderungen, die 
wir aufstellen, widerspie-
geln, was die KollegInnen 
wollen. 7  %, aber mindes-
tens €  150,- würden einen 
wirklichen Reallohnzu-
wachs bedeuten. Und wir 
machten klar, dass Kampf-
maßnahmen zur Durch-
setzung dieser Forderun-
gen nötig sind.

Denn auch im Gesund-
heits- und Sozialbereich 
sind die KollegInnen dazu 

bereit und schrecken auch 
vor Streiks nicht zurück. 
Den Abschlüssen müssen 
die Betroffenen in Urab-
stimmungen zustimmen. 
Ansonsten muss weiterge-
kämpft werden.

Nun gehen wir daran, 
unser Wahlprogramm ge-
meinsam mit den KollegIn-
nen in die Tat umzusetzen. 
Unsere Forderungen tragen 
wir am 30. Jänner bei der 
BAGS-Demo auch in die 
Öffentlichkeit.	
		  Herbert Wanko, 
Betriebsrat Jugend am Werk

Auch 2012 haben viele Un-
ternehmen Gewinne ein-
gefahren. Doch die Prei-
se steigen und die „Ange-
bote“ der Unternehmen in 

den Kollektivvertragsver-
handlungen sind dürftig. 
Doch es zeigt sich, dass 
dort, wo entschlossen ge-
kämpft wird, auch was 
rausgeholt werden kann.

Dass das notwendig und 
möglich ist, zeigte das Bei-
spiel Salzburg. Das Land 
wollte eine Nulllohnrun-
de im Öffentlichen Dienst 
umsetzen. Die Gewerk-
schaftsführung hatte sich 
damit abgefunden. Doch 
die Landesbedienste-

ten stiegen auf die Barri-
kaden. Mit Dienststellen-
versammlungen und De-
monstrationen, die ei-
nem Streik gleichkamen, 

brachten sie die Landesre-
gierung unter Druck. War 
sie ursprünglich nicht ein-
mal zu Verhandlungen be-
reit, erhalten die Landes-
bediensteten nun eine Er-
höhung von 50.- brutto. 
Zweifellos zu wenig, wie 
viele KollegInnen zu Recht 
meinen. Die Verhand-
lungsführerInnen haben 
sich wohl von der Salzbur-
ger Spekulations- und Fi-
nanzkrise in die Defensive 
drängen lassen. Und doch 

zeigt Salzburg, was mög-
lich ist. Salzburg zeigt aber 
auch, dass die Gewerk-
schaftsspitze teilweise 
übergangen werden muss, 

wenn wir unsere Interes-
sen durchsetzen wollen.

Die Kollektivvertrags-
verhandlungen im priva-
ten Gesundheits- und So-
zialbereich (BAGS) steck-
ten für Wochen fest. Ange-
sichts von bereits mageren 
Abschlüssen in der Ver-
gangenheit und immer 
mehr Arbeitsdruck bo-
ten die Unternehmen nur 
matte 1,8%. Viele Beschäf-
tigte stehen schon mit dem 
Rücken zur Wand und die 

Gewerkschaft unter ih-
rem Druck. Deswegen der 
Aufruf zu Protesten am 
30.  Jänner. Die Gewerk-
schaft wollte damit einer-
seits Druck auf die Un-
ternehmen ausüben, aber 
auch Druck der Basis ab-
lassen. Gerade wegen der 
starken Überschneidun-
gen zwischen Öffentli-
chem Dienst und BAGS 
sollten die Proteste gegen 
die Nulllohnrunde, die es 
ja gibt, mit jenen im BAGS-
Bereich zusammengeführt 
werden. „Die KollegInnen 
wollen nicht kämpfen“ 
ist eine Ausrede der Ge-
werkschaftsführung – jede 
ernsthafte Mobilisierung 
hat bisher zu großen Pro-
testen geführt. Nur dürfen 
sie nicht auf halbem Weg 
stehen bleiben!	

	 Albert Kropf

Dampfablassen ist vielen KollegInnen zu Recht  
zu wenig. Nur wer kämpft, kann auch gewinnen!

Von Null auf Fünfzig!

            (je)
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Der Flüchtlingsprotest fin-
det nicht nur in der Vo-
tivkirche, sondern auch 
in Linz statt. Schon nach 
der Räumung des Pro-

testcamps hat es in Linz 
eine Demo gegeben. Am 
24.1. fand noch eine So-
lidaritätsdemo statt. 60 
Leute marschierten laut-
stark durch Linz. Neben 
der bewegenden Rede ei-
ner migrantischen Kolle-
gin hat die Teilnahme von 
Numan, einem zentralen 
Aktivisten der Flüchtlin-
ge in Wien, große Moti-
vation gebracht. Sehr er-
freulich war die Beteili-
gung vieler solidarischer 

Einzelpersonen. Einige 
PassantInnen und Schü-
lerInnen haben sich spon-
tan dem Zug angeschlos-
sen und die Kundgebung 

gegen rassistische An-
griffe verteidigt. Die Ak-
tion war ein sehr gutes 
und wichtiges Signal, um 
zu zeigen, dass der Protest 
der Flüchtlinge auch in 
den Bundesländern Un-
terstützung findet. Sehr 
schade war aber, dass so-
zialdemokratische Ju-
gendorganisationen und 
GewerkschafterInnen zu 
gesagt haben, aber nicht 
gekommen sind. Jan Mil-
lonig (SLP Linz) mein-

te, „Die Gewerkschaften 
müssen sich dringend an 
der Bewegung beteili-
gen, damit sie neue Kraft 
und eine neue Ebene be-

kommt! Denn es sollte 
das ,ureigenste‘ Interesse 
auch von hier ansässigen 
ArbeitnehmerInnen mit 
und ohne Migrationshin-
tergrund sein, dass Asyl-
werberInnen nicht recht-
los sind und so als Lohn-
drücker und Drohmit-
tel missbraucht werden!“ 
Das war der Beginn der 
Mobilisierung in Linz für 
die bundesweite Großde-
mo am 16.2. in Wien.

Jan Millonig

Flüchtlingsprotest in Linz

„Die Bewegung muss sich auf Bundesländer,  
Organisationen und Gewerkschaften ausweiten!“

Am 3. und 10. Dezember 
2012 zeigten die Salzbur-
ger Landesbeschäftigten, 
was sie von der Sparpoli-
tik von SPÖ und ÖVP hal-
ten. Zwischen 3.000 und 
5.000 Beschäftigte gingen 
während der Arbeitszeit 
auf die Straße. Dieser de-
facto-Streik wurde gegen 
den Willen der Gewerk-
schaftsführung geführt, 
die auf Seiten der Regie-
rung steht. „Die Gewerk-
schaftsbonzen haben uns 
verraten und verkauft. 
Jetzt müssen wir das allei-
ne machen“, kommentier-
te ein Kollege aus der Stra-
ßenmeisterei die GÖD-
Führung. Umso kämpfe-
rischer war die Stimmung 
der KollegInnen. „Wir 
können und wir werden 
uns das schlicht nicht leis-
ten“, so eine Krankenpfle-
gerin. Auf selbstgemalten 
Transparenten standen 
Slogans wie „Nulllohn-
runde im ganzen Land? 
Unsere Antwort: Wider-
stand!“ bis hin zu „One 
Solution: Revolution!“

Der Spekulationsskan-
dal heizte die Gemüter zu-
sehends an. Die Unzufrie-
denheit über Burgstal-
ler, Haslauer und Co. war 
deutlich spürbar. „Für das 
Volk ist die sicher nicht. 
Dafür haben wir die nicht 
gewählt.“, kommentierte 
ein Kollege.

Die SLP war die einzige 
linke Organisation, die die 
KollegInnen von Anfang 
an unterstützte. Bei sämt-
lichen Betriebsversamm-

lungen und Demonstrati-
onen waren AktivistInnen 
der SLP vor Ort, diskutier-
ten mit den KollegInnen 
mögliche nächste Schrit-
te, verteilten tausende 
(tagesaktuelle) Flugblät-
ter und organisierten ak-
tiv Solidarität (so u.a. eine 
Solibotschaft der ÖH). 

Von Seiten der RednerIn-
nen kam mehrmals: „Am 
Wahltag ist Zahltag.“ Al-
lerdings war fast nieman-
dem klar, wen sie statt 
SPÖ und ÖVP wählen 
sollten. Vielen KollegIn-
nen war klar, dass es eine 
Alternative zu den etab-
lierten Parteien braucht. 
Auch die Idee einer neu-
en Linken wurde disku-
tiert. Dazu ein Kollege: 
„So etwas wie eine Lin-
ke bräuchte es ja eigent-
lich. Das sollte man auch 
jetzt entwickeln. Jetzt 
wäre was komplett Neu-
es notwendig.“ Der Pro-
test ist ein wichtiges Zei-
chen gegen die Sparpolitik 
der Regierung. Am 18.01. 
wurde von Personalver-
tretung und Regierung 
eine Lohnerhöhung von 
€  50 beschlossen. Ange-
sichts der österreichwei-
ten Nulllohnrunde zeigt 
das, dass sich Kämpfen 
auszahlt. Im Landeskran-
kenhaus wird es zudem 
eine Urabstimmung über 
das Ergebnis geben (deren 
Resultat bei Redaktions-
schluss noch nicht vorlag). 
 
		  Lukas Kastner

Landesbeschäftigte 
leisten Widerstand

Protestsongcontest: 
Refugees und Ballad of Zhanozen
Ballad of Zhanaozen hat es 
unter die besten 25 des 
Protestsongcontests ge-
schafft. CWI-Aktivis-
tin Laura Rafetseder per-
formte den Song im Rah-
men der Vorausscheidung 
am 25.1. live und sprach 
über die Hintergründe 
des Songs: Das Massaker 
an streikenden Öl-Arbei-
terInnen in Schanaosen 
durch das kasachische Re-
gime am 16.12.2011. Eben-
falls bei der Vorausschei-
dung: Refugees vom Vi-
enna Refugee Camp, die 

ihrem Protest ebenfalls 
Gehör verschaffen wol-
len - und es ins Finale ge-
schafft haben! Die SLP 
war mit Infomaterial vor 
Ort und hat Unterschrif-
ten und einiges an Spen-
den gesammelt. Das Fi-
nale des Protestsongcon-
tests findet traditionell am 
12. Februar statt, dem Jah-
restag des Kampfes gegen 
den Austrofaschismus im 
Jahr 1934, als sich erstmals 
bewaffnete ArbeiterInnen 
gegen den Faschismus zur 
Wehr setzten.!

Termin des Monats

Mehr als zwei Mona-
te kämpft die Flücht-
lingsbewegung schon 
gegen die Missstände 
im Fremdenrecht. Ihre 
Forderungen nach Blei-
berecht und Arbeitser-
laubnis sollen nun in ei-
ner Großdemonstration 
gebündelt werden. Nur, 
wenn wir alle gleiche 
Rechte haben, können 
wir uns gegen Angriffe 

auf Soziales und rassis-
tische Spaltung wehren.

Du willst bei der Mobilisie-
rung mithelfen?
Melde dich unter:
slp@slp.at!
16. Februar 2013 
Demonstration in Wien

Die SLP mobilisiert aus 
ganz Österreich!

16.2.: Asylgroßdemo!
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Während das restliche Jahr 
hierzulande das Vermum-
mungsverbot gilt und De-
mozüge eher rar sind, kön-
nen wir im Fasching bzw. 
in der Fastnacht "unge-

straft" kostümiert herum-
laufen und unseren Unmut 
mit dem Status quo kund-
tun. Einmal im Jahr dürfen 
wir statt der Heiligen dem 
Teufel huldigen und unse-
ren Trieben freien Lauf las-
sen. Soweit der Mythos!In 
Wirklichkeit müssen wir 
weiter brav schuften, um 
Profite für die Reichen zu 
lukrieren. Obwohl der Fa-
sching am 11.11. um 11:11 
beginnt (bzw. je nach Regi-
on erst am Dreikönigstag), 

findet das heitere Treiben 
meist nur im Februar statt, 
damit die Gesellschaft den 
Rest der Zeit "einwandfrei 
funktioniert". Auf die lus-
terfüllte Narrenzeit, das 

"Dampfablassen" folgt mit 
Trauern und Fastenzeit die 
Rückkehr zum Bravsein. 
Doch die „heidnische“ Tra-
dition des lustigen Verklei-
dens, des heiteren Herum-
ziehens und des unbarm-
herzigen Scherzens über 
Obrigkeit, Politik und Ge-
sellschaft ist weit älter als 
Aschermittwoch und bi-
gotte Osterzeit. 

Der Fasching war eine reale 
Chance für "das Volk", den 

Herrschenden die Meinung 
zu sagen und alternative 
Gesellschafts- und Lebens-
modelle zu entwerfen, und 
hatte mit spießigem Wie-
ner Opernball und kom-

merzbehaftetem Villacher 
Fasching wenig zu tun. So 
regierten in der "Weiber-
fastnacht" die Frauen die 
Welt. Ebenfalls ein Ventil, 
um die Unterdrückung an 
den restlichen 364 Tagen zu 
ertragen. Neben Lebens-
freude spiegelt der Kar-
neval auch die Unzufrie-
denheit mit dem eigenen 
Leben, der eigenen Rolle 
in der Gesellschaft wider. 
Endlich darf ich ungeniert 
"wer anderer sein": eine 

Prinzessin, das andere Ge-
schlecht, der Böse. Natür-
lich ist auch "das Böse" eine 
Frage des Standpunktes; so 
zählen Sozialismus, Hedo-
nismus, Tanz und Gesang 

in gewissen Kreisen auch 
heute noch zum Reich des 
Bösen. Auch beim Perch-
tenlauf fallen die bösen 
Geister und Teufel, die 
Schiachperchten, stärker 
auf als die "guten" Schön-
perchten. Denn das Spiel 
mit "dem Bösen", das Ab-
tasten der Grenzen – An-
dersdenken, Non-Konfor-
misums, Widerstand und 
Protest – gelten ansonsten 
als verpönt.

	 Pablo Hörtner 

Nr. 215 | 2.2013Kultur, Sport & Lifestyle
Der „Kaffeesiederball“ 
hat seinen „Traditions-
termin“ zugunsten des 
„A kademiker“/FPÖ/
WKR-Balls verloren – 
da half nicht einmal sein 
heuriges Motto „Wie-
ner Blut“. Die meisten 
großen Bälle bezeich-
nen sich als „gehoben“, 
„traditionsreich“ und 
„bürgerlich“. Das heißt: 
nicht für Menschen oh-
ne Geld. Hier wird auch 
das traditionelle Frau-
enbild hochgehalten. 
„Er“ führt (und ver-
führt), „sie“ wartet ar-
tig darauf, aufgefordert 
zu werden.Hübsch ver-
packt, um für alle at-
traktiv zu scheinen, und 
damit Mädchen die-
se „Werte“ verfolgen, 
von „Prinzessinnen“-
Dasein, großer Ro-
be, rauschender Ball-

nacht träumen. Gegen 
das Verkleiden ist nichts 
zu sagen, nichts spricht 
gegen Tanz, schöne 
Kleider und – wem's ge-
fällt – auch Kitsch. Das 
Perfide ist der Inhalt. 
„Sie“ ist nichts ohne ihn 
(ohne Begleitung zu er-
scheinen ist eine Ka-
tastrophe!). Was „gu-
tes Benehmen“ betrifft, 
so wäre es wünschens-
wert, dass alle begeis-
terten Handküsser 
Frauenarbeit ordentlich 
bezahlen und ihre 50% 
bei Hausarbeit und Kin-
dererziehung leisten. 
Apropos Handkuss: Fast 
alle Bälle sprechen in 
ihrem Namen nur Män-
ner an, die traditionelle 
bürgerliche Frauenrolle 
am Ball ist die des deko-
rativen Aufputzes. Das 
(bis zu einem gewissen 
Alkoholspiegel) galan-
te Zeremoniell macht 
Frauen am Ball zum 
Objekt der Brautschau. 
Der Cinderella-Traum 
dient der Herrschaftsle-
gitimation des Prinzen, 
auch wenn dieser „nur“ 
von Geldadel ist. Cinde-
rella könnte sonst da-
hinterkommen, dass sie 
kein Kleid hat, weil der 
Prinz das ganze Geld 
hat.

Helga Schröder

Rote 
Seitenblicke 

Wiener Volksbefragung: eine Verarschung
Vom 7.-9. März darf man 
in Wien abstimmen. Zu-
nächst fällt auf, wor-
über die Stadt NICHT ab-
stimmen lässt. Zum Bei-
spiel Wohnungsfragen. 
Die Wiener Bevölkerung 
stöhnt unter steigender 
Mietenbelastung. Nötig ist 
ein massives Programm 
zum Bau von Gemeinde-
wohnungen und eine Mie-
tobergrenze. Doch danach 
wird nicht gefragt.

Stattdessen wird gefragt, 
ob sich Wien für die Olym-
pischen Spiele 2028 be-
werben soll. An Olympia 

würden sich einige wenige 
massiv bereichern, wäh-
rend die Bevölkerung jah-
relang dafür zahlen wird. 
Bei den Olympischen 
Spielen in London wur-
den elf Milliarden Pfund 
verblasen. Heute sind Tei-
le des olympischen Dor-
fes an reiche Ölscheichs 
aus Quatar verkauft. Bei 
der Bevölkerung kamen 
keine langfristigen positi-
ven Effekte an. Bei der EM 
in Wien gab's in den Zo-
nen Wucherpreise bei den 
Getränken. In Athen sind 
die eigens für Olympia ge-

bauten Sportstätten Geis-
terstädte, während in den 
Schulen das Geld für Spor-
tausrüstungen fehlt.

Was man mit so viel Geld 
nicht alles machen könnte. 
Zum Beispiel müssen das 
Hanappi Stadion und der 
Sportclublpatz renoviert 
werden, doch die Stadt 
ziert sich. Viele weitere 
Sportstätten brauchen In-
vestitionen in die Infra-
struktur. Die olympischen 
Spiele braucht keiner.

Christian Bunke

Der Karneval ist alles andere als unpolitisch. 
Und er ist weltweit Teil der modernen Zivilisation.

Karneval statt Kampf dem Kapital?



Anfang Jänner fand die Po-
lizei in Robert Hauers Haus 
„ein riesiges Waffenarse-
nal: Maschinengewehre, 
Pumpguns, Handgranaten, 
Tausende Schuss Muniti-
on.“ („Österreich“, 8.1.2013) 
– Er soll jahrelang illegal 
mit Waffen gehandelt ha-
ben und in seiner Jugend 
beim neonazistischen BFJ 
aktiv gewesen sein. 12 Jahre 
saß er für die FPÖ im Lin-
zer Gemeinderat, als Um-
welt- und Heeresexperte. 

Vor dem Hintergrund der 
Mordserie des deutschen 
„Nationalsozialistischen 
Untergrunds“ wird uns an-
gesichts solcher Waffen-
funde flau im Magen. Es 
gibt sie, die neonazistische 
Szene. Sie hat Verbindun-
gen zur FPÖ. Und sie rüstet 
auf. Ende Jänner wurde in 
Oberösterreich eine Neo-
nazizelle ausgehoben, die 
bis zu 200 Mitglieder haben 
soll. Sie waren bewaffnet, 
terrorisierten Antifaschis-
tInnen, MigrantInnen. Sie 

waren Teil des Rotlichtmi-
lieu und kriminiell (Brand-
anschläge, Drogen- und 
Waffenhandel, Raub, Kör-
perverletzung, Erpressung 
und Betrug).

Daran ändert auch wenig, 
dass der Kopf der österrei-
chischen Neonazi-Szene, 
Gottfried Küssel (der üb-
rigens auch schon für die 
FPÖ kandidierte), im Jän-
ner vorläufig zu 9 Jahren 
Haft verurteilt wurde. Die 

Szene ist gut vernetzt und 
kann sich auch ohne aktive 
Beteiligung von Küssel und 
seinen Mitangeklagten, 
den Nazis Christian Ander-
le und Felix Budin, weiter 
ausbreiten. Noch weniger 
ist das Küssel-Urteil wert, 
wenn man im Zusammen-
hang sieht, dass der WKR-
Ball trotz massiver Protes-
te nun unter einem ande-
ren Namen durchgeführt 
werden kann. Die öster-
reichische Justiz sieht kein 
Problem damit, die brutale 

polizeiliche Räumung des 
Protestcamps der Flücht-
linge in Wien zu tolerieren 
und gleichzeitig zuzulas-
sen, dass sich die Elite des 
europäischen Rechtsext-
remismus jeden Winter in 
der Hofburg ein Stelldich-
ein gibt.

Die Burschenschaften, die 
zentral hinter dem WKR- 
(nun „Akademiker“-) Ball 
stehen, haben eine Schar-
nierfunktion zwischen 

dem militanten Neona-
zismus und der FPÖ. Per-
sonelle Überschneidun-
gen in Burschenschaften 
wie Olympia, Teutonia und 
Vandalia gibt es in beide 
Richtungen zuhauf.

Die erstarkende ext-
reme Rechte ist vor al-
lem eine politische Ge-
fahr für ArbeitnehmerIn-
nen, Arbeitslose und Ge-
werkschafterInnen. FPÖ 
& Co sind alles andere als 
„sozial“. In ihrem Wirt-
schaftsprogramm fordert 

die FPÖ Privatisierun-
gen und Lohnsenkungen. 
Budgetsprecher Gradau-
er (bei der deutschnatio-
nalen Burschenschaft Ba-
juvaria) will jedes Jahr 
10 Milliarden einsparen. 
FPK-Chef Dörfler forder-
te auch schon die Auflö-
sung der Gewerkschaften. 
Diese pro-kapitalistische 
Politik verstecken sie hin-
ter scheinsozialer Rheto-
rik, verbunden mit rassis-
tischer Hetze.

Genau das ermöglicht 
es ihnen auch, Pseudo-
“Bürgerinitiativen“ auf-
zusetzen bzw. zu instru-
mentalisieren. Die immer 
noch aktive BI Damm-
straße hat 2008 mit 
Schützenhilfe der FPÖ 
zum ersten Mal seit Lan-
gem einen rassistischen 
Mob gegen den Ausbau 
eines islamischen Glau-
benszentrums auf die 
Straße gebracht. Solche 
Phänomene kann es in 
Zukunft öfter geben.

Wozu das führen kann, se-
hen wir in den gewalttä-
tigen Übergriffen auf Ge-
werkschafterInnen, linke 
AktivistInnen und Migran-
tInnen durch faschistische 
Organisationen wie die 
„Goldene Morgenröte“ in 
Griechenland oder „Job-
bik“ in Ungarn. Solche Or-
ganisationen werden von 
UnternehmerInnen auch 
gerne als Streikbreche-
rInnen eingesetzt. Umso 
wichtiger ist es, den Kampf 

gegen Rechtsextremismus 
nicht isoliert vom Kampf 
gegen die Krisenpolitik 
der Herrschenden zu be-
trachten. Der Kampf gegen 
Rassismus muss mit dem 
Kampf gegen den Kapita-
lismus einhergehen. Die-
ser Schwerpunkt im „vor-
wärts“ betrachtet die Ge-
schichte und den Aufstieg 
der extremen Rechten 
in Österreich und stellt 
Strategien für den Kampf 
gegen sie vor.

Sebastian Kugler

Rechtsextremismus ist eine Gefahr für MigrantInnen, 
GewerkschafterInnen und ArbeitnehmerInnen.

Sozialistische LinksPartei (Österreichische Sektion des CWI):   T 01.524 63 10   M slp@slp.at   W www.slp.at

Vom Waffenkeller 
 bis zur Hofburg
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FFÖsterreichischer Turner-
bund (ÖTB): 
Die Mitgliederstärkste 
rechtsextreme Organisa-
tion in Österreich. Fühlt 
sich „Volksgesundheit“ 
und völkischer Erzie-
hung verpflichtet. Nicht 
alle ca. 60.000 Mitglieder 
sind rechts, da Mitglieds-
vereine oft unverdächtig 
auftreten. Die Führungs-
riege ist mit FPÖ-
Politikern durchsetzt. 
FF Identitäre:� 
Rechtsextreme 
Jugendbewegung mit 
Wurzel in Frankreich. 
Unter „identitärer“ 
Politik verstehen sie eine 
Kriegserklärung u.a. an 
„Überfremdung“ und 
„sexuelle Befreiung“. 
Ursprung im „Ring 
freiheitlicher Jugend 
(RFJ)“, der ihnen wohl zu 
zahm wurde. Inzwischen 
gibt es zwei Strömungen, 
„WIR (Wiens Identitäre 
Richtung)“ und schlicht 
die „Identitären“. 
Weniger Konkurrenz 
als Aufgabenteilung: 
„WIR“ hat einen 
sehr akademischen 
Zugang: neu verpackte 
Blut&Boden-Ideologie. 
Die „Identitären“ 
sind verantwortlich 
für Übergriffe auf 
AntirassistInnen; sie 
stellen den aktionis-
tischen Flügel dar.. 
FFWiener Korporationsring 
(WKR):  
Dachverband schla-
gender (fechtender) 
Burschenschaften in 
Wien. Gemeinsamer 
Nenner ist zumindest 

Deutschnationalismus, 
Sexismus und Rassismus. 
Der WKR vernetzt 
Rechte von konservativ 
bis Nazi. Auf europäi-
scher Ebene stellt er ein 
Bindeglied zwischen 
Rechtspopulismus und 
Faschismus dar. In der 
FPÖ ist er ein eigener 
Machtfaktor. Burschen-
schaften sind Karriere-
netzwerke. So gelangen 
viele Rechtsextreme in 
den höheren Dienst. Die 
„Olympia“ stellt den 
rechten Rand des WKR 
dar. 1961-73 verboten 
wegen der Unterstützung 
des Rechtsterrorismus 
in Südtirol.
FFStolz&Frei:  
Neonazi-Web-Portal. 
Seit der Festnahme von 
Nazi-Führer Küssel 
und seinen Mitstreitern 
ist das Portal „Alpen-
Donau.info“ gesperrt, 
„Stolz&Frei“ hat seine 
Nachfolge angetreten. 
Klassische NS-Ideologie 
trifft hier auf Artikel 
von allen relevanten 
rechtsextremen Websites 
wie „Altermedia“, 
„Unzensuriert“ oder 
„Politically Incorrect“. 
Hier wird Hetzte auch 
gegen Einzelpersonen 
betrieben und so 
versucht, Menschen 
einzuschüchtern. Von 
hier aus werden auch 
Postkasten-Verteil-
aktionen koordiniert, 
Propaganda-Material 
angeboten und für 
Demos mobilisiert. 

Als Julian Fosfer im Herbst 
2012 für das deutsche 
rechtsextreme Maga-
zin „Sezession“ einen Lo-
kalaugenschein über die 
„Szene“ in Wien macht, 
schreibt er: „Man trifft 
Nationalratsabgeordne-
te auf Partys, starrt auf 
großformatig plakatier-
te Botschaften, die in 
Deutschland undenkbar 
wären, und das gilt wohl 
auch für die Ergebnis-
se von Wahlen und Mei-
nungsumfragen. [...] Man 
müsste zum großen all-
jährlichen Stadtfest der 
FPÖ im Rathaus-Innenhof 
pilgern: Alle politischen 
Ansichten und Gruppen, 
die man im weitesten Sin-
ne als „rechts“ bezeich-
nen kann, sind hier ver-
eint.“

Fosfer hat – leider – 
recht. In Österreich gibt es 
nicht nur eine lebendige 
und vielschichtige rechts-
extreme und Nazi-Szene. 
Es gibt mit der FPÖ auch 
eine Partei, die ihr einen 
Orientierungspunkt gibt 
und die wohl stärkste und 
flexibelste rechtspopulis-
tische Partei Europas ist. 
Dafür gibt es Gründe.

Die Niederschlagung 
des Faschismus in Öster-
reich 1945 führte nicht 
zur „Entnazifizierung“. 
Es herrschte der Mythos, 
„das 1.  Opfer Hitlers“ ge-
wesen zu sein. Die Rolle 
von 700.000 österreichi-
schen NSDAP-Mitgliedern 
und noch mehr Mitläufe-
rInnen wurde verschwie-
gen. Nazis wurden in den 
neuen Staat übernommen 
und amnestiert. Schon 
1949 gründete sich der 
„VdU“, der Verband der 
Unabhängigen. Er war 
Sammelbecken für ehe-

malige NSDAP-Mitglie-
der, aus dem sich 1956 die 
FPÖ entwickelte.

Der Nachkriegsaufschwung 
bedeutete eine Phase re-
lativen Wachstums und 
steigenden Lebensstan-
dards. Deshalb blieb die 
FPÖ für die ArbeiterIn-
nenklasse uninteressant. 
Versuche, den NS-Staub 
etwas abzuputzen, resul-
tierten 1966 in der Ab-
spaltung eines Teils des 
ultrarechten Flügels, der 
sich als NDP (Nationalde-
mokratische Partei) neu 
formierte und 1988 ver-
boten wurde. Führender 
Kopf war der Nazi Norbert 
Burger. Er war, wie vie-
le andere FaschistInnen, 
in den 1950er  und '60er-
Jahren als Mitglied des 
„BAS“ (Befreiungsaus-
schuss Südtirol) in Ter-
roranschläge in Südtirol 
verwickelt. Bei insgesamt 
361 Attentaten kamen 21 
Menschen ums Leben, 57 
wurden verletzt. Bis heu-
te stellt die „Heimholung“ 
Südtirols einen zentralen 
Punkt faschistischer und 
rechtsextremer Propa-
ganda in Österreich dar.

In den 1970er Jahren ar-
beitete die SPÖ taktisch 
näher mit der FPÖ zu-
sammen. Der Abschluss 
der politischen Integra-
tion war die Formierung 
der SPÖ-FPÖ Regierung, 
die massive Sparpakete 
umsetzte. Als Folge droh-
te die FPÖ aus dem Parla-
ment zu fliegen. Es folg-
te die Notbremse des na-
tionalen, rechtsextremen 
Flügels. 1986 übernahm 
Haider.

Der Aufstieg der FPÖ 
unter Haider war nicht 
das Werk eines einzel-

nen „genialen Politikers“, 
sondern v.a. Resultat der 
Verbürgerlichung der 
SPÖ. Trotz einer Führung, 
die in den Staat integriert 
war, blieb die Sozialde-
mokratie lange die Partei, 
an der sich die ArbeiterIn-
nenklasse orientierte. In 
den '70er Jahren hatte die 
SPÖ noch über 700.000 
Mitglieder und lebendige 
Strukturen. Als der Nach-
kriegsaufschwung endete 
und der Kapitalismus zu 
seiner krisenhaften „Nor-
malform“ zurückkehrte, 
akzeptierte sie nicht nur 
Sparlogik, sie setzte sie 
aktiv durch Sparpakete 
und Privatisierungen um 
und wurde endgültig zu 
einer bürgerlichen Partei. 
Immer mehr ArbeiterIn-
nen kehrten der SPÖ ent-
täuscht den Rücken. Heu-
te hat sie nur noch knapp 
ein Drittel ihrer dama-
ligen Mitgliedschaft. Die 
'90er-Jahre waren durch 
wirtschaftliche Stagna-
tion und rollende An-
griffe auf die ArbeiterIn-
nenklasse gekennzeich-
net. Durch das Fehlen ei-
ner ArbeiterInnenpartei 
konnte Haiders Hetze ge-
gen MigrantInnen, Asyl-
werberInnen und sozi-
al Schwache das Vakuum 
füllen.

Spätestens seit Haider ent-
wickelte die FPÖ eine ein-
zigartige Flexibilität im 
Umgang mit verschiede-
nen Situationen und Kli-
entels. Sie konnte popu-
listisch soziale Themen 
besetzen, aber auch ge-
gen Arbeitslose hetzen. 
Sie konnte sich staatstra-
gend und regierungstaug-
lich geben und gleichzei-
tig Neonazis zu verstehen 

Die extreme Rechte in 
Österreich – über die 
Geschichte eines Aufstiegs

Zahlen & Fakten 
Quelle: Heritage Foundation, Who Serves in the U.S. Military? The Demograohics of Enlisted Troops and Officers, 2008
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Die Tatsache, dass mit der „Goldenen Morgenröte“ in 
Griechenland und der „Jobbik“ in Ungarn offen faschis-
tische Parteien in Parlamente gewählt wurden, macht 
deutlich: Es ist auch im Europa des 21. Jahrhunderts kei-
ne akademische Diskussion, wenn sich MarxistInnen 
(wieder einmal) überlegen, wie der Gefahr von Rechts 
Widerstand zu leisten sei.

Wie alle Herrschaftsformen ist auch die 
neoliberale(Post-)Demokratie ein Regime der besitzen-
den Klasse. Werden in ihr allerdings die gesellschaftli-
chen Spannungen übermächtig, und kommt es zu Wi-
derstand von unten, wie wir es derzeit etwa in Grie-
chenland und Spanien erleben, droht dieses Regime zu 
zerbrechen. Leo Trotzki hielt vor dem Hintergrund des 
Spanischen Bürgerkrieges fest, „dass die 'Demokratie' 
gegen die revolutionären Massen nicht anders als mit 

den Methoden der faschistischen Reaktion zu schützen 
ist. Und umgekehrt: ein wirklicher Kampf gegen den 
Faschismus ist nicht anders zu führen als mit den Mit-
teln der proletarischen Revolution.“ (Leo Trotzki: „Die 
Spanische Lehre – eine letzte Warnung“, 1937)

Trotzki analysierte die Schwächen der sogenannten 
„Volksfront“-Regierungen, wo KommunistInnen, So-
zialdemokratInnen, AnarchistInnen und andere lin-
ke Parteien mit bürgerlich-demokratischen Parteien im 
Kampf gegen den Faschismus Koalitionen eingingen. 
(Nach Hitlers Machtergreifung 1933 war die Volksfront 
die Politik des Stalinismus - nachdem sie zuvor den eu-
ropäischen KPen jede Zusammenarbeit mit nicht-kom-
munistischen Kräften, etwa der als „Sozialfaschisten“ 
verleumdeten Sozialdemokratie untersagt hatten.) Die 
Volksfronten bedeuteten, dass die Organisationen der 
ArbeiterInnenklasse auf soziale Forderungen verzichte-
ten, damit die bürgerlichen Kräfte nicht aus der Front 
ausscherten. Das bedeutete aber auch, die kapitalisti-
sche Basis des Faschismus zu ignorieren. 

Dieser Taktik hielt Trotzki die „Einheitsfront“ bzw. 
„Einheitsblock“ entgegen:

„Ein Block verschiedener politischer Gruppen der 
Arbeiterklasse pflegt zur Lösung gemeinsamer prak-
tischer Aufgaben ganz unerlässlich zu sein. Bei ge-
wissen historischen Bedingungen ist ein solcher Block 
imstande, die unterdrückten kleinbürgerlichen Mas-
sen, deren Interessen denen des Proletariats verwandt 
sind, mitzureißen. Die Gesamtkraft eines derartigen 
Blocks kann viel größer sein als die Kraft jedes seiner 
Bestandteile.“

Was heißt das nun für den gegenwärtigen Kampf ge-
gen den zunehmend stärker werdenden Rechtsextre-
mismus und Neofaschismus? Es ist gut und wichtig, dass 
sich Widerstand gegen den Rechtsextremismus auch auf 
breiter Basis regt, wie aktuell gegen den FPÖ-Akade-
mikerball in der Hofburg. Natürlich gibt es auch unter 
Bürgerlichen ehrliche AntifaschistInnen, doch wenn 
z.B. die Sozialdemokratie heute nicht für ihren Sozial-
abbau kritisiert wird und dieser um der „Einheit“ wil-
len im Kampf gegen die FPÖ nicht bekämpft wird, dann 
stärkt das letztlich nur die extreme Rechte. Es gilt im-
mer wieder deutlich zu machen, wer die wahren Verur-
sacher von sozialen Problemen und somit von Faschis-
mus, Rassismus und Fremdenfeindlichkeit sind. Oder 
wie es Max Horkheimer, Philosoph der Frankfurter 
Schule, sagte: „Wer aber vom Kapitalismus nicht re-
den will, sollte vom Faschismus schweigen.“

 Alexander Svojtko

Volk oder Klasse gegen 
den Faschismus?

Marx aktuell

geben, dass sie in der FPÖ 
eine Partnerin haben. In 
dieser Periode wurde die 
FPÖ wieder zentraler Be-
zugspunkt militanter Na-
zitruppen wie dem „Bund 
freier Jugend“. Beinahe 
alle orientierten sich an 
der FPÖ. Sämtliche Ver-
suche, rechts von der FPÖ 

etwas aufzubauen (z.B. 
die „Nationale Volkspar-
tei“), scheitern bis heute. 
Auch wenn es unter Na-
zis taktische Unterschie-
de bei der Frage gibt, ob 
sie Mitglieder sein sollen 
oder nicht: Für Nazis und 
Rechtsextreme führt an 
der FPÖ kein Weg vorbei.

Daran änderte auch das 
Regierungsdebakel un-
ter Blau-Schwarz nichts 
Grundlegendes. Selbst die 
darauffolgende Abspal-
tung Haiders, der das BZÖ 
gründete, warf die FPÖ 
nur kurzfristig zurück.

Sie konstituierte sich 
unter Strache neu, drifte-
te noch weiter nach rechts 
und schoss sich beson-
ders auf Muslime/a ein. 
Von den KarrieristInnen 
rund um Haider „befreit“, 
stärkten die Burschen-
schafter ihre Position in 
der FPÖ. Burschenschaf-
ten dienen als Karriere-
sprungleitern, als rech-
te Kaderschmieden und 
nicht zuletzt als Scharnier 
zwischen dem militanten 
Neofaschismus und dem 
„salonfähigen“ Rechtsex-
tremismus. Heute gehört 

jeder dritte Parlamentari-
er der FPÖ einer deutsch-
nationalen Burschen-
schaft an. Strache kommt 
aus der Burschenschaft 
„Vandalia“. Dort kam er 
mit dem verurteilten Neo-
nazi Gottfried Küssel in 
Kontakt, der die militante 
„VAPO“ (Volkstreue Au-

ßerparlamentarische Op-
position“) anführte. Auch 
zu Norbert Burger pflegte 
er engen Kontakt und be-
zeichnete ihn als „Vater-
ersatz“.

Strache fällt eine Ver-
mittlerrolle in der Par-
tei zu: Er muss verschie-
dene Klientels bedienen 
und versucht dabei einen 
Spagat, um die Flexibili-
tät der Partei zu wahren: 
Um die WählerInnenbasis 
zu halten, muss Strache 
die FPÖ weiterhin als „so-
ziale Heimatpartei“ po-
sitionieren, soziale The-
men besetzen und „kapi-
talismuskritische“ Rhe-
torik einsetzen. Um den 
großen Geldgebern der 
FPÖ, der sozialen Basis 
sowie dem Wirtschafts-
flügel der Partei nicht zu 
missfallen, pocht er wei-
ter auf neoliberale Poli-
tik, Privatisierungen etc. 
Um seine Stützen in der 
Partei nicht zu verlieren, 
darf er sich nicht von den 
starken Deutschnationa-
len distanzieren, dies kos-
tet jedoch Wählerstim-
men. Wählerstimmen, die 
der KarriereristInnenflü-
gel der Partei möglichst 

schnell kassieren will, um 
eine erneute Regierungs-
beteilung zu ermöglichen. 
Dies wird von den Hard-
linern jedoch abgelehnt. 
Die FPÖ ist also alles an-
dere als homogen.

Auch bei jenen Tei-
len der rechtsextremen 
Szene, die sich moder-

ner präsentieren wollen 
und sich als „Identitä-
re Bewegung“ oder auch 
„Neue Rechte“ bezeich-
nen. Auch wenn sie sich 
offiziell parteilos geben: 
In der „Identitären Be-
wegung“ gibt es perso-
nelle Überschneidungen 
mit der FPÖ und Mar-
tin Grafs „Unzensuriert-
Magazin“ stellt sie in sei-
ner ersten Ausgabe 2013 
wohlwollend vor. Iden-
titäre gibt es laut eigenen 
Angaben in mittlerweile 
fast allen Bundesländern. 
In Wien fielen sie bereits 
durch Übergriffe auf an-
tifaschistische Veranstal-
tungen und die Flücht-
lingsbewegung auf; auch 
in Salzburg gab es bereits 
Aktionen. Die „Identitä-
ren“ können, ähnlich wie 
rassistische „Bürgerini-
tiativen“, im Vorhof der 
FPÖ agieren und stellen 
ein politisches und phy-
sisches Gefahrenpotenti-
al für MigrantInnen, Ge-
werkschafterInnen, Lin-
ke und die ArbeiterIn-
nenbewegung generell 
dar.

Sebastian Kugler

Die extreme Rechte in 
Österreich – über die 
Geschichte eines Aufstiegs

Die Freiheitliche Partei Österreichs 
ist der Dreh- und Angelpunkt 
des Rechtsextremismus.
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Wie kann der Rechtsextremismus 
geschlagen werden?
Spätestens seit der Über-
nahme der FPÖ durch Hai-
der 1986 bemühen sich li-
berale AntifaschistInnen 
und gutmeinende Linke, 
den (kaum kaschierten) 
braunen Sumpf der Frei-
heitlichen aufzuzeigen und 
den Beweis zu erbringen, 

dass es sich um Nazis hand-
le. Die Zahl der Arbeiten, 
die den Charakter der FPÖ 
untersuchen und Verbin-
dungen zwischen ihr und 
der Alt- und Neonaziszene 
aufzeigen, ist enorm. Aller-
dings hat diese Beweisfüh-
rung – bei aller inhaltlichen 
Richtigkeit und politischen 
Wichtigkeit – nicht dazu 
geführt, der FPÖ das Was-
ser abzugraben.

Der moralisierende libe-
rale Antifaschismus igno-
riert die real existierenden 
sozialen Fragen der Men-
schen und erlaubt es der 
FPÖ, an diese anzuknüp-
fen. Beispiel: Die Wohn-
kosten sind in den letzten 
Jahren explodiert. In vie-
len Städten herrscht ekla-
tante Wohnungsnot. Aller-
dings besteht (Ausnahme: 
Graz) nirgends eine starke 
linke Kraft, die diese Frage 

aufgreift und eine Offensive 
im sozialen Wohnbau for-
dert. Damit ist der FPÖ das 
Feld überlassen, ihre ras-
sistischen „Lösungen“ (à la 
„Gemeindewohnungen nur 
für ÖsterreicherInnen“) zu 
propagieren. Wenn Men-
schen, die sich die Miete 

kaum mehr leisten können, 
nur diese einzige „Lösung“ 
zur Verfügung steht, kann 
es geschehen, dass die FPÖ 
gewählt wird.

Wie das Wohnungs-Bei-
spiel zeigt, ist an der „so-
zialen“ Rhetorik der FPÖ 
überhaupt nichts sozial. Die 
Forderungen laufen letzt-
lich auf die Umverteilung 
innerhalb der ArbeiterIn-
nenklasse zu Ungunsten 
des nicht gebürtig-öster-
reichischen Teils hinaus (so 
etwa auch ihre Forderung, 
MigrantInnen von der So-
zialversicherung auszu-
schließen). Die Profite von 
Banken und Konzernen, 
Einkommen und Vermö-
gen der Herrschenden wer-
den nicht angekratzt. Die 
FPÖ setzt auf die Spaltung 
von ArbeiterInnen, Ju-
gendlichen, PensionistIn-
nen nach Herkunft, Reli-

gion, Sprache etc. und be-
treibt mit pseudosozialen 
Phrasen behübschte Po-
litik für die Superreichen 
Österreichs. Sie und ihre 
blau-braunen Brüder (we-
nige Schwestern) im Geis-
te lenken von den wahren 
Schuldigen an der sozia-

len Miesere ab und schie-
ben MigrantInnen die Ver-
antwortung zu. Wenn Thi-
lo Sarrazin (ein Banker!) 
gegen MigrantInnen hetzt, 
versucht er Banken, Kon-
zerne und das System Ka-
pitalismus als solches zu 
entlasten. Strache & Co. tun 
dies ebenso. 

International und auch in 
Österreich zeigt sich: Wo 
für soziale Rechte, hö-
here Löhne und besse-
re Lebensbedingungen ge-
kämpft wird, dort sind die 
Rechten auf dem Rückzug. 
Beim Metallerstreik 2011 
herrschte Schweigen bei 
der selbsternannten Partei 
des „kleinen Mannes“. Als 
2009 Studierende ihre Hör-
säle besetzten und somit 
die öffentliche Debatte auf 
soziale und Bildungsfragen 
verschoben, war es mona-

telang mäuschenstill um 
die FPÖ. Die Spaltungsver-
suche der Rechten schei-
terten grandios, da den 
Studierenden völlig klar 
war, dass die neben ihnen 
stehenden migrantischen 
KollegInnen nicht das Pro-
blem darstellten, sondern 

die desaströse Bildungspo-
litik der Regierung. Als in 
Salzburg im Dezember 2012 
tausende KollegInnen aus 
dem öffentlichen Dienst, 
darunter sehr viele mit Mi-
grationshintergrund (v.a. 
in den Krankenhäusern), 
gegen die Nulllohnrun-
de kämpften, war die FPÖ 
nicht mal zu einer Pres-
seaussendung in der La-
ge. Unter den KollegInnen 
war keine Spaltung irgend-
einer Form zu bemerken. 
Klar war: Alle KollegInnen, 
egal welcher Herkunft, ha-
ben das gleiche Interesse an 
einem anständigen Lohn – 
die Landesregierung ist es, 
die uns diesen verweigert. 
Daher müssen wir gemein-
sam kämpfen.

Ein internationales Bei-
spiel: Als 2010 die Arbeite-
rInnen des türkischen Le-
bensmittelkonzerns „Te-

kel“ streikten, hatten we-
der islamistische, noch 
nationalistische und reak-
tionäre Kräfte eine Chance. 
Türkische und kurdische 
ArbeiterInnen kämpften 
gemeinsam für ihre sozia-
len Rechte und konnten so 
auch die Rechten und Re-
aktionäre zurückdrängen. 

Kampf gegen Rechtsex-
tremismus muss heute vor 
allem eines sein: kämpfe-
rische Betriebs- und Ge-
werkschaftspolitik. Wenn 
ArbeiterInnen und Jugend-
liche unabhängig von ihrer 
Herkunft für ihre gemein-
samen Interessen streiken 
und auf die Straße gehen, 
haben die rassistischen 
Spalter und Hetzer keine 
Chance. Aber auch auf po-
litischer Ebene müssen die 
Rechten gestoppt werden. 
Dafür braucht es eine star-
ke linke Alternative, die 
den menschenverachten-
den, rassistischen Schein-
lösungen der FPÖ Wider-
stand und echte soziale Al-
ternativen entgegenstellt. 
Die Existenz der LINKE in 
Deutschland, die (bei aller 
notwendigen Kritik) solche 
sozialen Alternativen bie-
tet, ist einer der wichtigs-
ten Gründe für die im Ver-
gleich zu Österreich relativ 
schwachen Wahlergebnis-
sen der Rechtsextremen.

JanRybak

Moralisierende „Achtung, Nazis!“ Warnungen reichen nicht. 
Die FPÖ muss auf sozialer Ebene bekämpft werden.
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1.12.1955, Alabama/USA: In 
einem Bus widersetzt sich 
eine schwarze Frau der 
Rassentrennung in Bus-

sen. Darauf beginnt der 
Montgomery Bus Boy-
cott, der als Anfang der 
schwarzen BürgerInnen-
rechtsbewegung gilt.

Rosa Parks war eine mu-
tige Bürgerrechtsaktivis-
tin, die mit ihrem Handeln 
einen wichtigen und rich-
tigen Schritt gewagt hat. 
Mit ihrer Tat und der darauf 
folgenden Kampagne und 
Bewegung (u.a. von Mar-
tin Luther King, damals 
ein unbekannte Prediger) 

konnte zumindest auf dem 
Papier das Ende der Ras-
sentrennung erreicht wer-
den.

Rosa Parks wird gerne als 
Einzelkämpferin präsen-
tiert. Doch sie war Akti-
vistin der National Associ-
ation for the Adcancement 
of Colored People (NAACP). 
Das macht ihre Tat nicht 
weniger mutig. Doch es ist 
wahrscheinlich, dass aus 
dem individuellen Akt ge-
rade deshalb eine brei-
te und starke Kampagne 
wurde, weil sie eine Akti-
vistin mit einer Organisati-
on war, die ihre Ziele teilte.

Dieser Aspekt wird nicht 
zufällig heruntergespielt. 
Es ist ok, wenn sich Men-
schen in Schach-, Sport- 

oder Schrebergartenverei-
nen engagieren. Politisches 
Engagement hingegen wird 
nicht gerne gesehen. Doch 
mit Zivilcourage alleine 
kann man auf Missstände 
nur aufmerksam machen, 
aber um diese zu beseiti-
gen und tatsächliche Er-
folge zu erzielen, braucht es 
eine Organisation mit dem 
notwendigen Know – how 
und den richtigen Forde-
rungen.

Sedef Yavuz

Nur mal schnell die Welt retten

Am 4.2. wäre Rosa Parks 100 Jahre alt geworden. 
Sie gilt als Beispiel für Zivilcourage.

Seit Jahren ist die Diskussi-
on über ein „besseres“ Bil-
dungssystem und dessen 
Finanzierung eine schlep-
pende. Es wird blockiert, 
verzögert und je nach wirt-
schaftlichem Druck die Po-
sitionen geändert. Nun ist 
die Regierung sich schein-
bar einig: Mehr Ganztags-
schulen müssen her. Das 
Umschwenken der ÖVP in 
dem grundsätzlich positi-
ven Projekt kommt nicht 
von ungefähr.

Das Schulsystem ist von 
Grund auf verrottet: es re-
produziert soziale Selek-
tion und basiert darauf, 
ständig nur Wiederge-
käutes bei Prüfungen aus-
kotzen zu müssen. Freude 
und Motivation am Lernen 
werden uns früh ausgetrie-
ben. Eine Ganztagsschule 
gäbe zumindest die Mög-
lichkeit, mehr Raum für 
Lernmodelle zu geben, die 
nicht stures Von-der-Ta-
fel-Abschreiben bedeu-
ten und Lernen und Frei-
zeit zu verschränken. Doch 
der ÖVP geht es nicht ums 
Wohl der SchülerInnen, 
sondern um das der Wirt-
schaft. Wenn SchülerIn-
nen länger in der Schule 
bleiben, können deren El-
tern länger arbeiten. Die 
jetzt beschlossene Ver-
dopplung der Ganztags-
schulplätze auf 200.000 bis 
2018 bedeutet noch lan-
ge kein Lehren und Lernen 
nach den Bedürfnissen der 
LehrerInnen und Schüle-

rInnen – und an der sozia-
len Ungleichheit des geteil-
ten Schulsystems ändert sie 
auch nichts.

Der Streit um das Mit-
spracherecht bei den Mo-
dellen ist absurd. Es soll 
nur darum gehen, ob El-
tern entscheiden dürfen, ob 
ihr Kind in einer Ganztags-
schule ist oder nicht. Aber 
wie Schule an sich sein soll, 
dazu dürfen LehrerInnen, 
SchülerInnen und Eltern – 
also die Betroffenen – auch 
weiterhin nichts beitragen. 

Auch benötigt eine 
Ganztagsschule mehr Päd-
agogInnen in den Schulen. 
Dem gegenüber steht der 
akute LehrerInnenmangel 
in Österreich, da bis 2025 
120.000 PädagogInnen in 
Pension gehen. Aber wer 
will schon unterbezahlt 
und burnoutgefährdet in 
einem unterfinanzierten 
Bildungssystem arbeiten, 
das nur noch Mangel ver-
teilt?

Eine Bildungsreform kann 
nur so gut sein wie die 
Menge an Geld, die in sie 
gesteckt wird. Ganztags-
schulen, in denen jeder tat-
sächlich fürs Leben lernt, 
und zwar nach seinem/ih-
rem Können/Wollen: im-
mer her damit! Doch eine 
wirtschaftlich motivier-
te Augenauswischerei wie 
von der ÖVP präsentiert 
und von der SPÖ umge-
setzt: nein danke!

	 Moritz Erkl

Winterrosenrevolution -  
Ungarns Jugend im Aufstand
Seit Anfang Dezember 2012 
steht Ungarns Regierung 
unter neuem Druck. Es 
sind wohl heftigsten Pro-
teste seit Orbáns Amts-
antritt. Die Ankündigung, 
noch weniger Geld für Bil-
dung zur Verfügung zu 
stellen und um ¾ weniger 
Studienplätze zu subven-
tionieren, trieb SchülerIn-
nen und Studierende so-
wie Lehrende in Proteste 
und Streik. Zehntausende 
demonstrierten im ganzen 
Land und besetzten Brü-
cken und Regierungsge-

bäude. Die Regierung ge-
riet in Panik und reagier-
te mit einer Mischung aus 
Propaganda, Verspre-
chungen und Repressi-
on. Bis zum vermutlichen 
Scheitern eines runden Ti-
sches aus Rektoren, Studis, 
Regierung und Wirtschaft 
pausieren die Proteste. Für 
März plant die Opposition 
eine neue Großdemo. Der 
Schulterschluss mit den 
Studierenden ist zentral, 
da es um einen der wich-
tigsten sozialen Proteste 
geht!

Ohne Geld keine 
Ganztagsschule!

Fundstück des Monats

„Wenn die Enkelkinder 
der Österreicher mit 
Enkelkindern aus Süd-
europa eines Tages über 
unsere Politik urteilen, 
möchte ich, dass sie sa-
gen: 'In einer schwieri-
gen Zeit waren Solida-

rität und Nächstenlie-
be stärker als Egois-
mus und Gier'“, sagte er 
jüngst vor dem EU-Par-
lament. Konkret meint 
er Lohndruck und Kür-
zungen. Da werden sich 
die Kinder freuen.

Werner und die 
 lieben Kinderlein
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Tunesien: 
Zwei Jahre nach Ben Ali
Der 2. Jahrestag seit dem 
Sturz von Ben Ali nähert 
sich. Aber die Masse der 
Bevölkerung hat wenig 
Grund zu feiern. Die Pro-
bleme, die den revolutio-
nären Aufstand von 2011 
auslösten, bestehen noch. 
Der Vertrauensvorschuss 
von Ennahdha, der rech-

ten islamistischen Partei, 
die die erste Post-Ben Ali 
Wahl im Oktober 2011 ge-
wonnen hatte, ist dahin. 
Ennahdhas Ziel war, das 
Vertrauen der Unterneh-
men wiederherzustellen, 
und zwar auf Kosten der 
arbeitenden Massen und 
Armen. Der Bevölkerung 
wurden neue Bürden auf-
erlegt, unkontrolliert 
steigende Preise von Wa-
ren des täglichen Bedarfs, 
wachsende Arbeitslosig-
keit, Fabrikschließun-
gen, fortgesetzte soziale 
Marginalisierung der ar-
men Gegenden. Polizei-
gewalt ist Teil des Alltags. 
Die Versprechen von Ge-
rechtigkeit für die Opfer 
und ihre Familien bleiben 
leere Phrasen. Das klei-
ne bisschen Freiheit, das 
durch die Revolution ge-
wonnen wurde, wird sys-

tematisch von den neu-
en Machthabern ange-
griffen. Zensur, Verbo-
te von Demonstrationen, 
brutale Repression gegen 
Protestierende, Attacken 
auf Frauenrechte und die 
weitere Aufrechterhal-
tung des staatlichen Aus-
nahmezustands sind auf 

der Tagesordnung. 
Doch das ist nur ei-

ne Seite der Medaille. Die 
andere ist der anhaltende 
Widerstand der Arbeite-
rInnenklasse. Lokale Re-
volten, inklusive regio-
naler Generalstreiks er-
reichten 2012 Rekordzah-
len, es gab mehr als 1000 
Streiks. Die Stimmung 
unter den Massen ist ge-
laden und die Menschen 
wollen den Fall des Regi-
mes. Täglich gibt es Pro-
teste, Demonstrationen, 
Sit-ins etc. Der 5-tägi-
ge Generalstreik in Silia-
na im Dezember war ein 
Wendepunkt. Es gab ex-
trem aggressive Polizei-
repression, 18 Menschen 
haben ihr Augenlicht auf-
grund der von der Poli-
zei verwendeten Schrot-
munition verloren. Diese 
Revolte, die Welle der So-

lidarität, die sie im Land 
ausgelöst hat, und die 
Wut über die Polizeige-
walt – die an die dunk-
len Tage des Ben Ali Re-
gime erinnert – haben 
zu einem Anwachsen des 
Widerstands gegen die 
Regierung geführt. Die-
se musste den Forderun-

gen der Proteste in Sili-
ana teilweise nachgeben 
– und den lokalen Regie-
rungschef entfernen. 

Die Reaktion der Regie-
rung war eine physische 
Attacke durch ihre Mili-
zen auf das Hauptquar-
tier der UGTT (Dachver-
band der tunesischen 
Gewerkschaften) in Tu-
nis. Als Antwort auf die-
se Provokation haben 
mehrere UGTT-Grup-
pen regionale General-
streiks organisiert, die 
massiv umgesetzt wur-
den. Sie sollten aber nur 
ein Vorspiel für den bun-
desweiten 24-Stunden-
Generalstreik am 13.12. 
sein. Doch die Gewerk-
schaftsführung sagte ihn 
am Vortag aufgrund ei-
nes Last-Minute-Deals 
mit der Regierung ab. 

Dieser Deal enthielt au-
ßer der Einsetzung ei-
ner Untersuchungskom-
mission zu den Attacken 
auf das Gewerkschaftsge-
bäude in Tunis (und selbst 
das ist zweifelhaft, da 
diese Kommission nicht 
von den Menschen selbst 
kontrolliert wird) keine 
wirklichen Erfolge für die 
ArbeiterInnenklasse. 

Dieser Ausverkauf hat un-
ter vielen AktivistInnen 
große Wut ausgelöst. Ein 
Treffen der Administ-
rativen Kommission der 
UGTT über die nächsten 
Schritte ist für Mitte Jän-
ner angesetzt. Wir wollen 
die Frage eines 24-Stun-
den Generalstreiks wie-
der auf die Tagesordnung 
setzen, da die Stimmung 
dafür reif ist. Im Sep-
tember ist eine neue lin-
ke Koalition namens “Po-
puläre Front” entstanden, 
die die wichtigsten linken 
Gruppen umfasst. Sie will 
die zwei Lager der herr-
schenden Klasse heraus-
fordern: Ennahdha und 
ihre Verbündeten bzw. 
das Lager von “Aufruf für 
Tunesien”. Letztere ist ein 
Bündnis aus VertreterIn-
nen des alten Regimes, 
das von der Unzufrieden-
heit mit Ennahdha und 
der Angst vor dem islami-
schen Fundamentalismus 

profitieren will. Aber es 
braucht mehr als die Wahl 
zwischen Pest und Chole-
ra! Deshalb nehmen wir 
an dieser neuen linken 
Front teil, auch wenn es 
wichtige ideologische und 
taktische Unterschiede zu 
einigen dieser Gruppen 
gibt. Das Bündnis braucht 
eine klar sozialistische 
Perspektive. Es muss sich 
auf die politische Un-
abhängigkeit der Arbei-
terInnenklasse stützen, 
damit diese die politi-
sche Macht übernehmen 
und die Wirtschaft in ih-
rem Interesse demokra-
tisch planen und mana-
gen kann. Das ist möglich 
– die tunesische Gewerk-
schaftsbewegung hat im-
mense potenzielle Macht, 
vor allem, wenn sie durch 
alle linken Organisatio-
nen sowie jene von Frau-
en, Jugend und Arbeitslo-
sen unterstützt wird. Die 
Erfüllung der Ziele dieser 
Revolution ist nicht ver-
einbar mit der Aufrecht-
erhaltung des Kapitalis-
mus, eines Systems, das 
auf der Bereicherung ei-
niger Weniger auf Kosten 
der Masse der Bevölke-
rung basiert.

CWI SympathisantInnen 
 in Tunesien, 

www.socialisterna.org

“Die Erfüllung der Ziele unserer Revolution 
stehen im Widerspruch zum Kapitalismus”
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Überkapazitäten in der Pro-
duktion und steigen-
de Arbeitslosigkeit füh-
ren die Autoindustrie in 
die nächste Krise: Absatz-
Stagnation in Deutsch-

land, in Frankreich Rück-
gang um 14  %, in Italien 
um 20 % und in Griechen-
land und Portugal um je 
40 %! Besonders betroffen: 
Peugeot, Ford und Opel.

Die Antworten in kapi-
talistischer Logik: Lohn-
kürzung, schlechtere Ar-
beitsbedingungen, Ar-
beitszeitverlängerung, 
Jobabbau – und Betriebs-
schließungen. Peugeot 
will ein Werk bei Paris, 
Ford das Werk im bel-

gischen Genk und zwei 
Standorte in Britannien, 
Opel bis 2016 das Werk in 
Bochum dichtmachen.

Sofort demonstrier-
ten in Genk Tausende. In 

Bochum kam es am Tag 
nach Bekanntgabe der 
Schließungspläne zu ei-
nem 2-stündigen Spon-
tanstreik in der Ferti-
gungsmontage. Schon 
2004 retteten die „Ope-
lianer“ in Bochum – un-
terstützt von ArbeiterIn-
nen und Jugendlichen aus 
dem ganzen Ruhrgebiet 
– ihr Werk. Leider fallen 
ihnen Gewerkschaftsbü-
rokraten wie der Bochu-
mer Betriebsratsvorsit-

zende Einenkel (man dür-
fe „nicht in blinden Akti-
onismus verfallen“) in den 
Rücken und versuchen, 
Proteste zu verhindern!

Die Proteste sind nicht 

vorbei! Jedes Werk und je-
der Arbeitsplatz muss ver-
teidigt werden! Die Ant-
wort ist die Verstaatli-
chung der Betriebe unter 
Kontrolle und Verwaltung 
der Beschäftigten. Die Or-
ganisierung eines gemein-
samen, entschlossenen 
Kampfes aller Standorte 
und der gesamten Branche 
durch die Gewerkschaf-
ten und die ArbeiterInnen 
selbst ist zentral..

	 Gerhard Ziegler

Aus bei Opel in Bochum?

Belgien: Bleiberecht erkämpft!

ÖGB darf nicht als Streikbrecher auftreten: 
Er muss den Kampf der KollegInnen unterstützen!

In den 1950er-Jahren wurde 
der ANC mit anti-Apart-
heid-Programm und so-
zialistischer Rhetorik zur 
Massenorganisation. Der 
SchülerInnenaufstand von 
Soweto 1976 läutete eine 
neue Ära offenen Wider-
stands ein. Nach jahre-
langen Geheimgesprächen 
wurde 1990 die Apartheid 
formal aufgehoben; in den 
ersten freien Wahlen ge-
wann der ANC 63%. Nel-
son Mandela wurde der 
erste schwarze Präsident.

Doch der ANC driftete 
immer weiter nach rechts. 
Aus der „Rasse vor Klasse“-
Gesellschaft der Apart-
heid wurde eine „Klas-
se vor Rasse“-Gesellschaft, 
in der es sich weiße Reiche 
zusammen mit schwarzen 
Reichen gemütlich einge-
richtet haben.

Die ArbeiterInnenklas-
se lebt hingegen mehr als je 
zuvor in Armut. In beinahe 
einem Viertel der Haushalte 
gehört Hunger zum Alltag. 
60  % der Einkommens-
summe fallen auf 10 % Rei-
che, während die ärmeren 
50  % der Bevölkerung am 
Kuchen nur einen Anteil 
von 10 % haben.

Die Bergleute in diesem 
rohstoffreichen Land ar-
beiten für einen Hunger-
lohn. Ihre Gewerkschaft 
NUM, einst kämpferisch, 
heute Teil des ANC-Estab-
lishments, vertritt sie nicht 
mehr. Die Bergleute began-
nen von der Platinminen-

stadt Rustenburg ausge-
hend (auch in Empörung 
über das Massaker von Ma-
rikana am 16.8.2012) wil-
de Streiks. Bei ihrer Selb-
storganisierung nimmt das 
Democratic Socialist Mo-
vement DSM, Schwester-
partei der SLP in Südaf-
rika, von Anfang an eine 
führende Rolle ein. Wie das 
DSM und das landeswei-
te Streikkomitee fordern 
auch viele ArbeiterInnen 
die Gründung einer neuen 
ArbeiterInnenpartei.

„Alle derzeitigen Partei-
en sind in gewissem Aus-
maß kapitalistisch. Kei-
ne davon vertritt die Inte-
ressen der Arbeiterklasse“, 
sagt Mametlwe Sebei, Vor-
sitzender der vom DSM und 
einer Reihe von Streikko-
mitees gemeinsam initiier-
ten Workers and Socialist 
Party (WASP). Bis zur gro-
ßen Gründungsversamm-
lung im März wird es eine 
Reihe von Veranstaltungen 
geben – auch um bis zur 
Wahl 1 Million Unterschrif-
ten zu sammeln. Die WASP 
hat ein dezidiert sozialisti-
sches Programm – u.a. for-
dert sie die Verstaatlichung 
von Bergwerken, Banken 
und Großindustrie. WASP 
wird eine kämpferische 
Partei sein, die u.a. Arbeits-
kämpfe sowie Kämpfe von 
SchülerInnen und Studie-
renden unterstützen wird. 
Spenden: PSK 8812.733 (Ver-
wendungszweck: Südafrika)	
		  Peter Gründler

Neue Arbeiterpartei 
in Südafrika

Muruganandam Muru-
gathas, ein in Sri Lanka 
bekannter Aktivist von 

„Tamil Solidarity“ und 
des CWI war in Belgien 
von Abschiebung bedroht. 

„Tamil Solidarity“ setzt 
sich international für die 
Rechte der unterdrückten 
TamilIInnen in Sri Lan-
ka ein. 2009 endete offi-
ziell der Bürgerkrieg zwi-
schen tamilischen Milizen 
und der Regierung. Seit-
dem schieben europäische 
Länder wieder TamilIn-
nen zurück in die sich an-

bahnende Diktatur ab. Die 
Volksgruppe ist noch im-
mer mit Verfolgung und 
Unterdrückung konfron-
tiert, so auch Murugathas. 
Durch eine internationa-
le Kampagne von Freun-
dInnen, AktivistInnen der 

„Linken Sozialistischen 
Partei“ (CWI-Belgien) und 
Paul Murphy, EU-Parla-
mentarier für die „Soci-
alist Party“ (CWI-Irland) 
konnte politisches Asyl für 
ihn erkämpft werden.

		  www.socialisme.be

Irland: Arbeitspaltz-Besetzung 
Nachrichten aus dem Komitee für eine ArbeiterInnenInternationale (CWI)

Die irisch/englische Mu-
sikmarktkette „HMV“ hat 
Insolvenz angemeldet. 
Die Beschäftigen wehrten 
sich mit Besetzungen ih-
rer Arbeitsplätze. Joe Hig-
gins, irischer Parlamenta-
rier für die Socialist Party 
(CWI-Irland), unterstütz-
te den Kampf auch im Par-
lament: „HMV schuldet 
den ArbeiterInnen noch 5 
Wochen Lohn sowie Über-
stunden, Abfertigung und 
Urlaubsgeld. [...] Das trotz 
der Tatsache, dass die Ge-
schäfte in Limerick und 

anderswo lebensfähig wa-
ren, aber offensichtlich 
nicht genug Gewinne für 
die Besitzer abwarfen. [...] 
Wir rufen zur Unterstüt-
zung für die ArbeiterIn-
nen zur Verteidigung ih-
rer Arbeitsplätze und den 
Erhalt ihrer Rechte auf. 
[...] Wir bekräftigen unse-
re Forderung nach recht-
licher Immunität für Ar-
beitnehmerInnen, wenn 
sie ihren Arbeitsplatz in 
Situationen wie dieser be-
setzen."		
		  www.joehiggins.ie

Repression
Am 19. Dezember demons-
trierten LGBT-AktivistIn-
nen vor dem russischen 
Parlament gegen die Be-
schneidung der Rechte 
von Homosexuellen. Sie 
wurden von Reaktionären 
attackiert und daraufhin 
nahm die Polizei sie (!) fest. 
30 Stunden verbrachten 
mehrere AktivistInnen, 
darunter zwei Mitglieder 
der russischen Sektion des 
CWI, im Gefängnis, bis sie 
nach Protesten freigelas-
sen wurden.

www.socialism.ru
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Steuergeld 
verspekuliert:  
Salzburg ist 
überall

Es wäre alles so ein-
fach: Eine Referatslei-
terin der Finanzabtei-
lung hat durch riskante 
Transaktionen viel Steu-
ergeld versemmelt bzw. 
riskiert. Eine Einzeltä-
terin, quasi. Mittlerweile 
ist diese Darstellung der 
SPÖ-Spitze kollabiert. 
Dem Finanzbeirat lagen 
seit 2008 entsprechende 
Berichte vor. Eng wird's 
vor allem für SPÖ-Kron-
prinz Brenner. Die Kor-
r upt ionssta atsa nwa lt-
schaft ermittelt. Übri-

gens ist es keineswegs 
ein reiner SPÖ-Skandal. 
2003 war es ÖVP-LH-
Stellvertreter Eisl, durch 
den die Referatsleiterin 
alle Vollmachten für Ri-
sikogeschäfte bekommen 
hat. Ihr unmittelbar Vor-
gesetzter, der nunmehr 
suspendierte Paulus, gilt 
als ÖVP-nah.

Es wäre jedoch unzu-
reichend, dieses Desas-
ter mit der Abgehoben-
heit und Dummheit so 
mancher PolitikerInnen 
der bürgerlichen Partei-
en erklären zu wollen. 
Salzburg ist kein Einzel-
fall. In den letzten Jah-
ren wurden bei Ländern 
und Gemeinden Fälle von 
Spekulation und ent-
sprechender Verluste be-
kannt. Gesetzliche Ver-
bote werden nichts lösen. 
Und auch wenn es mal 

„gutgeht“ ist das nur die 
Ausnahme von der Re-
gel. Damit gehen Metho-
den „kreativer Buchfüh-
rung“ einher. Die neuen 
gesetzlichen Beschrän-
kungen werden daran 
kaum etwas ändern! Die 
Gelder, welche über den 
Finanzausgleich (=  Ver-
teilung der Steuergelder) 
verfügbar sind, reichen 
nicht mehr. „Viele sozi-
ale Aufgaben werden zu-
nehmend vom Bund auf 
Länder, Städte und Ge-
meinden verlagert. Das 

bringt die Städte und Ge-
meinden mitunter in ei-
ne prekäre Situation.“ 
(Zitat Öst. Städtebund). 
Um Engpässe oder gar 
Pleiten abzuwenden, 
sucht man sein Heil in 
jenen Bereichen, in die 
sich auch große Konzer-
ne und Banken stürzen.

Kapitalistisches Wirt-
schaften kann unse-
re moderne Gesellschaft 
nicht mehr weiterentwi-
ckeln. In der gegenwär-
tigen Krise werden die 
dem Kapitalismus zu-
grunde liegenden Ten-
denzen offensichtlich:

Untergrabung der in-
dustriellen Produktion: 
Aufgrund mangelnder 
Planung werden im Ka-
pitalismus zu viele Wa-
ren hergestellt. Dabei 
sind dies oftmals nicht 

jene Güter, die die Men-
schen wirklich benötigen 
oder sich leisten können. 
Daraus folgt Überpro-
duktion und damit kom-
biniert ein Überange-
bot an Kapital, welches 
nicht mehr profitabel in-
vestiert werden kann. 
Das manifestiert sich im 
Trend, dass immer weni-
ger Menschen in der Pro-
duktion arbeiten. Dies 
drückt das Verhältnis 
von realisierbarem Pro-
fit im Verhältnis zur In-
vestition weiter. Als Fol-

ge gibt es einen weitrei-
chenden „Investitions-
streik“ der Unternehmen 
und eine Erhöhung der 
Instabilität an den Fi-
nanzmärkten aufgrund 
verstärkter Spekulation 
mit überschüssigem Ka-
pital. 

Für Staaten und deren Bud-
gets bedeutet dies zuneh-
mende Verschuldung auf-
grund sinkenden Wachs-
tums. Im Vergleich zu den 
50er Jahren muss heute ei-
ne etwa 5-fache Verschul-
dung für gleiches Wachs-
tum in Kauf genommen 
werden. Hinzu kommen 
immer weniger Steuer-
einnahmen aus Vermö-
gen und Besitz. Genau hier 
liegt Österreich weit unter 
dem EU-Schnitt. Zig Mil-
liarden werden in steu-
erschonenden Stiftungen 

gebunkert. Garniert wird 
die Lage mit Korruption, 
Querelen zwischen Bund, 
Ländern und Gemeinden 
und der Tatsache, dass alle 
bürgerlichen Parteien sich 
am Interesse der Reichen 
und Unternehmen und 
nicht am Wohle der Be-
völkerungsmehrheit (Ar-
beitnehmerInnen und Ar-
beitslose) orientieren.

Dass es auch völlig anders 
geht, zeigt Liverpool in 
den 80er Jahren. Der Fi-
nanzausgleich zwischen 

britischer Zentralregie-
rung und den verarm-
ten ehemaligen Indust-
rie-Hochburgen lief über 
viele Jahre zuunguns-
ten Liverpools. Die neo-
liberale Regierung That-
cher leitete Geld haupt-
sächlich in jene privile-
gierten Gebiete, wo sie 
sich eine Mehrheit bei 
Wahlen erwartete. 1984 
brach die damalige Vor-
gängerorganisation der 
englischen Schwester-
partei der SLP in Liver-
pool im Bündnis mit an-
deren Linken die Mehr-
heit der Labour Par-
ty und gewann Wahlen. 
Der nunmehr von ech-
ten SozialistInnen ge-
führte Stadtrat setzte ein 
Programm um, welches 
mit der kapitalistischen 
Logik brach. Anstatt zu 
spekulieren, mobiliser-

te er Tausende zu Stadt-
teilversammlungen, De-
mos und Streiks, um ei-
nen höheren Finanzaus-
gleich zu erkämpfen. In 
der Zwischenzeit han-
delte er: 5.000 neue So-
zialwohnungen wurden 
gebaut, im Öffentlichen 
Dienst wurde (bei vol-
lem Lohn) die Arbeits-
zeit verkürzt und Kin-
dergärten und Schu-
len ausgebaut. Die getä-
tigten Maßnahmen und 
Fi na n zier u ngsmodel le 
wurden transparent ge-

macht. Die Einbindung 
der betroffenen Men-
schen in die politische 
Gestaltung war von An-
fang an ein wesentliches 
Unterscheidungsmerk-
mal zur Politik der bür-
gerlichen Parteien. Mit-
tels undemokratischer 
Gesetze aus der Zeit der 
Monarchie konnte That-
cher die Stadtregierung 
letztlich entmachten. Die 
Labour-Führung hatte 
mehr Angst vor der lin-
ken Opposition als vor 
dem Neoliberalismus. 
Anstatt Liverpool zu un-
terstützen und landes-
weit eine Alternative zu 
bieten, half sie Thatcher. 
Heute ist Labour, wie die 
SPÖ, eine kapitalistische 
Partei wie jede andere.

		  Franz Neuhold

Am Salzburger Finanzskandal offenbart sich die 
Unfähigkeit kapitalistischen Wirtschaftens.
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Die faschistische Par-
tei „Goldene Morgenröte“ 
kommt in Umfragen auf 
bis zu 12  %, Tendenz stei-
gend. „Jugend gegen Ras-
sismus in Europa“ hat in 
Griechenland eine lange 
Tradition in antifaschisti-
scher Arbeit. Aktuell geht 
es v.a. um den Aufbau an-
tifaschistischer Komitees 
in den Nachbarschaften. 
Zur Koordinierung dieser 
Aktivitäten soll eine Teil-
zeitkraft angestellt wer-
den. Der Aufstieg der Gol-
denen Morgenröte ist eine 

Warnung für Antifaschis-
tInnen in ganz Europa. 

Unterstützt diese antifa-
schistische Arbeit in Grie-
chenland finanziell!

Entweder durch eine Ein-
mal-Spende oder einen 
Dauerauftrag von monat-
lich 5.-, 10.- oder mehr 
Euro. Danke!

PSK 8812.733 (Blz 60.000) –
Verwendungszweck 

„JRE - Griechenland“

Aus der SLP

Niederösterreich

Die SLP-Treffpunkte
Gmunden

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Mittwoch, 1800 Uhr 
im ‘Wiener Café’ 
Esplanade Gmunden

Graz

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Mittwoch, 1800 Uhr 
im ‘Stockwerk’ 
Jakominiplatz 18

LINZ

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Montag, 1830 Uhr 
im ‘Alte Welt’, Hauptplatz 4

Salzburg-Stadt

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Mittwoch, 1830 Uhr 
im ‘Shakespeare’ 
Hubert-Sattler-Gasse 3 
Nähe Mirabellplatz

Niederosterreich

unregelmäßige Treffen 
Infos per E-Mail slp@slp.at 

Wien

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Dienstag, 1830 Uhr 
in der ‘Pizzeria La Piazza’ 
20., Gaussplatz 7 
Linie 31; Linie 5A - Gaussplatz 
bzw. Nähe U4 Friedensbrücke

SLP-Unigruppe 
jeweils Dienstag, 1900 Uhr 
im ‘Café Safran’, Hinterzimmer 
4., Gusshausstraße 20 
U1 / U2 / U4 Karlsplatz

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Mittwoch, 1830 Uhr 
im ‘Gasthaus Zypresse’ 
7., Westbahnstraße 35A 
U6 Burggasse; Linie 5

Zahlreiche Termine und 
Veranstaltungshinweise  
auf www.slp.atKein SLP-Treffen in der Nähe?� 

Wir helfen Dir beim Aufbau! 

Schluss mit Diskrimi-
nierung, Stigmatisie-
rung und Behinderung 
von Menschen mit beson-
deren Bedürfnissen. Für 
das Recht auf Selbstorga-
nisierung und Selbstbe-
stimmung.

Behindert „ist“ ein 
Mensch nicht einfach 
körperlich, seelisch oder 
geistig, behindert „wird“ 
ein Mensch auch durch 
soziale, gesellschaftliche 
und Umweltbeeinträch-
tigung. In Österreich le-
ben ca. 1,6 Mio. Menschen 
zwischen 16 und 64 mit 
Behinderung. 124.000 
Menschen mit Behinde-
rung sind manifest arm. 
2008 arbeiteten ca. 19.000 
Menschen in Werkstät-

ten, viele haben nur ei-
ne Lernbehinderung. Sie 
bekommen ein „Taschen-
geld“ zwischen €  25 und 
€  250/Monat. Die Arbeit 
ist verpflichtend - pro-
duziert wird u.a. für Hil-
ti, Kurkonditorei Ober-

laa, Konica Minolta, Air 
Fire Tech, Internorm, To-
pic und das Unfallkran-
kenhaus Linz. Die ver-
dienen daran und be-
kommen noch kostenlose 
Prestige-Werbung. Ar-
beitsrechte gibt es keine, 
die demokratische Mit-
bestimmung ist minimal. 
Zwar gibt es nun in eini-
gen Behindertenwerk-
stätten „Werkstättenver-
treterInnen“, doch sie ha-
ben kaum Rechte. Gerne 

wird in der Behinderten-
arbeit von der „Norma-
lisierung“ (Leben soll je-
nem von „Normalbürge-
rInnen“ angepasst wer-
den) gesprochen – dazu 
gehört auch eine kollek-
tivvertragliche Bezah-
lung und das Recht auf 
Selbstorganisierung. Wir 
sind der Meinung, dass 
Menschen mit Behinde-
rung ebenfalls für ihre 
Interessen eintreten kön-
nen und sollen! Das haben 
die Proteste von Betroffe-
nen gegen Einsparungen 
im Sozialbereich gezeigt! 
Schluss mit der Bevor-
mundung – die Gewerk-
schaft muss aktiv Men-
schen mit Behinderung 
organisieren! Nötig sind 
echte Vertretungen ähn-
lich wie Betriebsräte, mit 
Kündigungsschutz, In-
formationsrechten, Ein-
spruchsrechten etc.!

SLP-Programm genau erklärt:

Menschen sind nicht behindert, 
Menschen werden behindert.

Die Wahlbeteiligung sinkt. 
Immer mehr wollen kei-
ner der etablierten Par-
teien ihre Stimme ge-
ben. Alle paar Jahre ein 
Kreuz bei der Partei ma-
chen, die den geringsten 
Brechreiz verursacht, ist 
keine demokratische Mit-
bestimmung. Warum al-
so kandidieren oder wäh-
len gehen? Das Wahlrecht 
wurde von der Arbeite-
rInnenklasse erkämpft. 
Es ist eine geringe Mit-
bestimmung – da sollte 

niemand Illusionen ha-
ben, die Entscheidungen 
werden in den Chefeta-
gen gefällt. Aber Wahlen 
geben ein Stimmungsbild 
wieder, sind eine Perio-
de politischer Polarisie-
rung und wie Liebknecht 
sagte, können Parlamente 
als „Bühne“ benutzt wer-
den. Diese Bühne soll-
ten wir nicht den Herr-
schenden überlassen. Für 
die SLP sind Wahlen ei-
ne Möglichkeit, eine so-
zialistische Alternative zu 

den etablierten Parteien 
anzubieten, die auch ge-
wählt werden kann. So 
nutzen gewählte Vertre-
terInnen des CWI wie der 
EU-Parlamentarier Paul 
Murphy (der nur einen 
Durchschnittslohn be-
zieht) ihre Position, um 
sozialen Bewegungen und 
Klassenkämpfen eine zu-
sätzliche Stimme zu ge-
ben. Denn die wahre Po-
litik wird auf der Straße 
gemacht.

	 Karin Wottawa

Bringen Wahlen eh nix?

Spenden für antifaschistische  
Arbeit in Griechenland!

Andere über uns

Jetzt abonnieren: www.slp.at

Die sozialistische Zeitung seit 1983

seit September 2011:

Neues, handliches Format

Neues, modernes Design

Mehr Berichte & Analysen 
aus sozialistischer Sicht

Jahres-Abo (10 Ausgaben)
€ 24,– Normal-Abo 
€ 14,– Sozial-Abo für Menschen ohne eigenem Einkommen 
ab € 7.-/Monat: Alles Inklusive Abo (alle Publikationen der SLP) 

Die SLP war von Anfang an in der Flüchtlingsbewegung 
aktiv. Ob auf Demonstrationen, im Camp oder in der Vo-
tivkirche: SLP-AktivistInnen leisteten einen wichtigen 
Beitrag. Das zeigt auch die Medienpräsenz der SLP wäh-
rend der Bewegung: Wir waren in den Zeitungen Öster-
reich, Standard und Presse, in der Zeit im Bild, auf orf.at 
und sogar auf bbc. Aber auch abseits der Kameras wird die 
SLP weiter gemeinsam mit den Flüchtlingen kämpfen.

Abo-Zahlungen & Spenden: PSK (BLZ 60 000) Kto-Nr. 8812.733



FF Schluss mit Arbeitslosigkeit�, Lohnkürzung 
& Schikanen gegen Arbeitslose. Mindestlohn 
& Mindestpension von 1.200 Euro netto & 
Arbeitszeitverkürzung auf 30 Stunden pro 
Woche – d.h. Verteilung der vorhandenen 
Arbeit auf Alle bei vollem Lohn. Unbefristetes 
Arbeitslosengeld und Pension dürfen 
nicht unter dem Mindestlohn liegen.
FF Kapitalismus bringt immer wieder Krisen! 
Statt Subventionen aus unseren Steuern für 
Banken & Konzerne wollen wir ein öffentli-
ches Investitionsprogramm bei Gesundheit, 
Bildung, Wohnen, Umwelt & Verkehr. 
FF Der Kampf für Frauenrechte ist für uns 
Teil des Kampfes für eine sozialistische 
Gesellschaft! Für eine gerechte Entlohnung 
und Verteilung der bezahlten und unbe-
zahlten Arbeit! Flächendeckende kostenlose 
Betreuung von Kindern und Pflegebedürf-
tigen durch bezahlte Fachkräfte. Schluss 
mit Sexismus und Gewalt gegen Frauen!
FFWir mobilisieren gegen die Angriffe der 
radikalen Abtreibungsgegner auf das Selbst-
bestimmungsrecht von Frauen! Möglichkeit 
auf kostenlosen Schwangerschaftsabbruch in 
öffentlichen Spitälern in allen Bundesländern. 
FF Schluss mit rassistischen Gesetzen und 
Abschiebungen! MigrantInnen sind 
nicht die Ursache für soziale Probleme. 
Gemeinsamer Kampf von ÖsterreicherInnen 
und MigrantInnen für die volle rechtliche, 
politische und soziale Gleichstellung 
aller hier lebenden Menschen.

FF Die Jugend braucht eine Zukunft. Statt 
Kürzungen und Privatisierung mehr Geld 
für Bildung, die sich nicht an den Interessen 
der Wirtschaft orientiert, sondern kritische 
und selbständige Menschen zum Ziel hat. 
Ausreichend Lehrstellen & Jobs, von denen 
man leben kann, leistbare Wohnungen und 
Freizeiteinrichtungen ohne Konsumzwang.
FF Schluss mit der Diskriminierung, Stigmati-
sierung und Behinderung von Menschen mit 
besonderen Bedürfnissen. Für das Recht auf 
Selbstorganisierung und Selbstbestimmung.
FFVolle Gleichberechtigung für Schwule, 
Lesben, Transgenderpersonen & Bisexuelle
FF Nein zu polizeistaatlichen Methoden und 
privaten Sicherheitsdiensten, die nur die 
Interessen des Kapitals schützen. Statt auf 
Überwachungsstaat und Aufrüstung setzen 
wir auf soziale Sicherheit. Keine Kooperation 
& kein Beitritt zu einem Militärbündnis.
FF Sozialpartnerschaft bedeutet besonders 
heute Verschlechterungen. Statt Privilegien 
und Bürokratie im ÖGB für kämpferische 
und demokratische Gewerkschaften.
FF Faschistische und rechtsextreme Organi-
sation wie BFJ, NVP & auch die FPÖ sind 
eine reale Bedrohung für MigrantInnen, 
GewerkschafterInnen & Linke. Dagegen 
braucht es entschlossenen Widerstand und 
den Aufbau einer politischen Alternative!
FF SPÖ und Grüne sind diese Alternative nicht. 
Sie können die rechte Gefahr nicht stoppen. 
Wir wollen keine StellvertreterInnenpolitik, 

sondern wir brauchen eine neue starke, 
kämpferische sozialistische Partei für Arbei-
terInnen, Arbeitslose & Jugendliche, deren 
VertreterInnen keine Privilegien haben. 
FF Hunger, Krieg, Armut & Verschuldung 
sind die Folge imperialistischer, neoko-
lonialer Politik. Für internationale 
Solidarität & Zusammenarbeit der 
ArbeiterInnenbewegung.
FF Keine Privatisierung der Gewinne und 
Verstaatlichung der Verluste. Es reicht 
nicht, die Finanzmärkte zu regulieren und 
internationale Institutionen wie EU, IWF & 
Weltbank zu reformieren. Wir brauchen eine 
echte Alternative zum Kapitalismus. Darum 
sind wir für die Überführung der Banken 
& Konzerne in öffentliches Eigentum unter 
demokratischer Kontrolle & Verwaltung 
der Beschäftigten und der Gesellschaft.
FF Kapitalismus bedeutet Umweltzerstörung 
und Chaos. Nachhaltigkeit und Wohlstand 
durch eine demokratisch geplante 
Wirtschaft, die von gesellschaftlichen 
Bedürfnissen und nicht von Aktien-
kursen & Profiten bestimmt wird.
FF 	Eine revolutionäre Veränderung ist 
notwendig. Lediglich Reformen führen zu 
keinen grundlegenden Verbesserungen. Die 
ArbeiterInnenbewegung & die Jugend sind 
Kräfte, die den Bruch mit dem Kapitalismus 
& eine demokratische, sozialistische 
Gesellschaft erkämpfen können.
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Privatisierungen, große 
Beschaffungen, die Ver-
gabe öffentlicher Auf-
träge über Privatfirmen: 
Bei einem krisenbedingt 
schrumpfenden Markt 
buhlen die Firmen mit-
tels Bestechung um Kun-
den. „NehmerInnen“ aus 
Politik und Verwaltung 
finden sich immer. Um 
Korruption effektiv zu 
bekämpfen, müssen wir 
bei diesen kapitalisti-
schen Ursachen ansetzen. 
Dazu braucht es Druck 
aus der ArbeiterInnen-
klasse. Wir brauchen im 
Betrieb echte „Transpa-

renz“. Schluss mit dem 
Betriebsgeheimnis: Die 
Firmenbücher müssen 
geöffnet werden. Unter-
nehmer können dann 
keine Profite verste-
cken, um Lohnerhöhun-
gen vorzuenthalten. Und 
es fällt schwerer, Geld 
für eine Schmiergeld-
kassa abzuzweigen. Auch 
Geheimverhandlungen 
fördern Korruption – es 
braucht Verhandlungen, 
die von der Belegschaft 
kontrolliert werden kön-
nen. Unabhängige Unter-
suchungskommissionen 
von Beschäftigten (et-

wa bei der BUWOG) und 
Gewerkschaften müssen 
Korruptionsfälle unter-
suchen; nur sie haben ein 
wirkliches Interesse an 
Aufdeckung. Schmier-
gelder (legal oder illegal) 
sind gestohlene Gehalts-
erhöhungen (z.B. Tele-
kom, ÖBB, ASFINAG) – 
sie müssen zurückbe-
zahlt werden. Und ein 
durchschnittliches Ar-
beitnehmerInnengehalt 
für PolitikerInnen! Kei-
neR soll mehr verdienen 
als die Menschen, die er/
sie vertritt.

	 Michael Gehmacher

Kapitalismus heißt 
Korruption

Flüchtlingsprotest auch in Linz

Strasser verurteilt, Grasser, Rumpold & Co nicht. Korruption ist Teil des Kapitalismus.


